
 
Lfd. Nr.: GR/001/2025 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

aufgenommen bei der am Donnerstag, den 20.03.2025 im Sitzungssaal der 
Marktgemeinde Walding stattgefundenen 

 

öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 
 

der Marktgemeinde Walding  
 
Beginn:  19:00 Uhr 
Ende:  21:10 Uhr 
 
Anwesende: 
 
Ing. Johann Plakolm, MA  ÖVP    
Ing. Johann Zauner  ÖVP    
Manfred Bellmann  FPÖ  
Erika Brunnbauer, BEng.  ÖVP    
Ing. Christian Engleder  ÖVP    
DI. Gerhard Engleder  ÖVP    
Christine Grabinger  ÖVP    
Barbara Hodgkins  ÖVP    
Benedikt Koll  ÖVP    
Irmtraud Konczalla  ÖVP    
Mag. Thomas Kriegner-Gruss  ÖVP    
Jakob Loizenbauer  ÖVP    
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer GRÜNE    
Mag. Helmut Mitter  SPÖ    
Melanie Riegler  SPÖ    
Ulrich Steininger, B.A.  GRÜNE    
Michael Vierlinger, BEd MEd  ÖVP    
Mag. BEd Stefan Zauner  SPÖ    
Christian Schindler  SPÖ    
Daniela Beismann  SPÖ    
Ing. Mag. Richard Gresak  GRÜNE    
Renate Lehner  GRÜNE Vertretung für Frau Brigitte Raffeiner  
Ing. Franz Luger  SPÖ Vertretung für Herrn Dkfm. Herbert Merzinger  
Monika Reitermayr  SPÖ Vertretung für Frau Renate Auberger  
Ing. Franz Trummer  ÖVP Vertretung für Herrn Christian Lackner  

 
 
Nicht Anwesende: 
 
Renate Auberger  SPÖ entschuldigt  
Christian Lackner  ÖVP entschuldigt  
Dkfm. Herbert Merzinger  SPÖ entschuldigt  
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Brigitte Raffeiner, PMSc  GRÜNE entschuldigt  
 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA 
 
Schriftführer: Hanne-Lore Ecker 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass  
1. die Sitzung von ihm einberufen wurde und 
2. die Verständigung hierzu gemäß OÖ GemO 1990 idgF schriftlich unter Bekanntgabe 

der Tagesordnung erfolgt ist, 
3. die Beschlussfähigkeit gemäß § 50 OÖ GemO 1990 gegeben ist, 
4. die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 12.12.2024 bis zur heutigen Sit-

zung während der Amtsstunden im Marktgemeinde Walding auflag, während der Sit-
zung noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Ein-
wendungen eingebracht werden können. 

 

 

Tagesordnung 

 1.  Bericht des Bürgermeisters 
  
 2.  ÖVP-Fraktionswahl: Nachbesetzungen im Prüfungsausschuss und Bauausschuss 

a) Prüfungsausschuss 
b) Bauausschuss 

  
 3.  Land OÖ - Enderledigung der Aufsichtsbeschwerde zu Grundverkauf XXXX- Kennt-

nisnahme des Gemeinderates 
  
 4.  XXXX - Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters 
  
 5.  Prüfungsbericht Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung Rechnungsabschluss 

2023 
  
 6.  Rechnungsabschluss 2024 
  
 7.  Die Grünen Walding - Anfrage an den Bürgermeister: Gebarungsprüfung 2020 
  
 8.  Abfallordnung - Änderung der Abholintervalle 
  
 9.  Sportunion Walding - Änderung der Nutzungsvereinbarung Sportpark Walding 
  
 10.  Gewerbepark 4 - XXXX- Vereinbarung zum Betrieb einer gemeinschaftlichen Erzeu-

gungsanlage iS § 16a ElWOG 
  
 11.  Abwasserverband Unteres Rodltal - Haftungserklärung für Bankdarlehen BA 18 
  
 12.  Große Rodl - Sanierung für Fließgewässer - Kommunalkredit Public Consulting 

GmbH - Annahme Förderungsvertrag Bundesförderung UFG 
  
 13.  Große Rodl - Sanierung für Fließgewässer - Kommunalkredit Public Consulting 

GmbH - Annahme Förderungsvertrag Bundesförderung Biodiversitätsfonds 
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 14.  Marktgemeinde Gramastetten - Generalsanierung Schulzentrum - Vereinbarung 
Schulerhaltungsaufwand 

  
 15.  Marktgemeinde Neufelden - Nahwärmeanschluss Mittelschule - Vereinbarung 

Schulerhaltungsaufwand 
  
 16.  Güterweg Pösting  

Katasterschlussvermessung. Durchführung gem. §§ 15 ff LiegTeilG 
  
 17.  Flächenwidmungsplan 8 - Änderung 33 (XXXX) 
  
 18.  Allfälliges 
  

 
 

Soweit bei den einzelnen Beschlüssen nichts anderes angeführt ist, hat diese 
der Gemeinderat durch Erheben der Hand gefasst.  
 
Der Bürgermeister begrüßt alle Anwesenden und bedankt sich für das pünktliche Erscheinen.  
 
 

Beratungsverlauf und Beschlüsse: 
 

1. Bericht des Bürgermeisters 
 
Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 

• Hort Neubau 
Beim Land OÖ wurde der Plan von Architekt DI Andreas Fiereder neu eingereicht. Jetzt geht 
es um den Finanzierungsplan. 
 

• Martin Petermüller ist der neue Bezirkspolizeikommandant. 
 
 

2. ÖVP - Fraktionswahl: Nachbesetzungen im Prüfungs-
ausschuss und Bauausschuss 
a) Prüfungsausschuss 
b) Bauausschuss 

 
Berichterstatter: und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 
Antrag der ÖVP – Fraktion:  
 
Ersatzmitglieder Prüfungsausschuss: Ing. Franz Trummer und Dzahbir Tagirov 
 

Beschlussantrag: 
Ing. Christian Engleder stellt den Antrag auf offene Abstimmung der 
ÖVP - Fraktionswahl durch Erheben der Hand. 
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Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 
Ersatzmitglieder Prüfungsausschuss: Ing. Franz Trummer und Dzahbir Tagirov 
 

Abstimmung ÖVP - Fraktion: Einstimmig 
 
 

3. Land OÖ - Enderledigung der Aufsichtsbeschwerde zu 
Grundverkauf XXXX- Kenntnisnahme des Gemeindera-
tes 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm  
 
Der Verkauf des Grundstückes (Eigentümer Gemeinde) fand damals mittels eines Maklers 
statt. Das Ehepaar XXXX reichte beim Land OÖ (IKD-Abteilung) eine Aufsichtsbeschwerde 
gegen den Bürgermeister, den Gemeindevorstand und den Gemeinderat im Sommer 2024 
ein.  
 
Schreiben des Landes OÖ, Direktion Inneres und Kommunales vom 05.03.2025: 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
 
Wir übermitteln die Erledigung an die Marktgemeinde Walding zur Information. Die gegen-
ständliche Erledigung ist gemäß § 102 Abs. 1 Z 5 Oö. Gemeindeordnung 1990 dem Gemein-
derat im Rahmen der Tagesordnung der nächsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 
 
Wir ersuchen um Übermittlung eines Auszugs aus der Verhandlungsschrift bis spätestens 30. 
Mai 2025. 
 
Aufsichtsbeschwerde gem. § 102 Oö. GemO 1990 von Frau Sandra XXXX und Herrn Ing. 
DI(FH) Alexander XXXX, BEd 
gegen Herrn Bürgermeister Ing. Johann Plakolm, MA, den Gemeindevorstand und den 
Gemeinderat Marktgemeinde Walding – Enderledigung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Zu der bei uns am 7. Juli 2024 von Frau Sandra XXXX und Herrn Ing. DI(FH) Alexander XXXX, 
BEd eingebrachten Aufsichtsbeschwerde gem. § 102 Oö. Gemeindeordnung 1990 teilt die 
Aufsichtsbehörde aufgrund der Stellungnahme des Gemeindevorstands sowie nach Durchfüh-
rung der aufsichtsbehördlichen Prüfung Folgendes mit: 
 
Ziel der Gemeindeaufsicht ist die Kontrolle der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung in den Ange-
legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde dahingehend, dass die Gemeinde 
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bei der Besorgung dieser Angelegenheiten Gesetze und Verordnungen nicht verletzt, insbe-
sondere ihren Wirkungsbereich nicht überschreitet, und dass sie die ihr gesetzlich obliegenden 
Aufgaben des eigenen Wirkungsbereichs auch tatsächlich erfüllt (§ 97 Oö. GemO 1990). 
 
Die Beschwerdeführer bemängeln in ihrer Aufsichtsbeschwerde vom 7. Juli 2024 gegen den 
Bürgermeister, den Gemeindevorstand und den Gemeinderat der Marktgemeinde Walding, 
dass es beim Verkauf des gemeindeeigenen Grundstücks Nr. XXXX Lindham, zu Ungereimt-
heiten gekommen sei. Zusammengefasst hätten sie seit rund drei Jahren in regelmäßigen 
Abständen Interesse am nebenliegenden Grundstück Nr. XXXX oder zumindest Teilen davon 
bekundet. Seitens der Marktgemeinde Walding sei ein Makler mit dem Verkauf des Grund-
stücks beauftragt worden, mit dem sie auch laufend in Kontakt gestanden seien. Sie hätten 
von der Marktgemeinde Walding bereits vor dem Verkaufsstart im Mai 2024 ein Vorkaufsrecht 
für das Grundstück bekommen bzw. sei ihnen eine klare Kaufzusage suggeriert worden. An-
fang Juni 2024 hätten sie in einem klärenden Mail an die Marktgemeinde Walding mitgeteilt, 
dass sie auf diesem Grundstück ein Einfamilienhaus neu errichten und das aktuelle Wohnhaus 
vermieten oder selbst einen Teil als Büro verwenden möchten. Ihnen sei allerdings lediglich 
eine Gartenerweiterung unterstellt worden. Nach dem zweistufigen Bieterverfahren sei vom 
Gemeindevorstand am 20. Juni 2024 eine Kaufentscheidung zugunsten einer anderen Familie 
beschlossen und ihnen vom Makler kommuniziert worden. Diese Ab- und Zusagen seien ohne 
Gemeinderatsbeschluss durchgeführt worden. Der Gemeinderatsbeschluss sei erst am 27. 
Juni 2024 gefasst worden. Das könne rechtlich unmöglich legal sein. Sämtliche Fakten seien 
augenscheinlich ignoriert oder nicht weitergegeben worden. Sie hätten auf diese massiven 
Missstände auch hingewiesen. Es könne nunmehr nur eine Aufhebung des Gemeinderatsbe-
schlusses vom 27. Juni 2024 rechtens sein. Der Gemeinderat müsse über den Sachverhalt, 
der zur Entscheidungsfindung für den Beschluss maßgeblich ist, informiert werden. Das sei 
mit großer Sicherheit nicht geschehen. Allein die Tatsache, dass eine Kaufzusage ohne Ge-
meinderatsbeschluss erfolgt sei, würde vermutlich zur Aufhebung des Beschlusses führen. 
 
Der Gemeindevorstand brachte in seiner Stellungnahme vom 12. September 2024 im Wesent-
lichen vor, von Familie XXXX sei mehrfach das Kaufinteresse deponiert worden. Familie XXXX 
habe eine Grundzusammenlegung mit der eigenen bebauten Parzelle beabsichtigt, um die 
Auflagen des Baulandsicherungsvertrages wirkungslos werden zu lassen und die angespro-
chene Gartenerweiterung und den Bau einer Garage umsetzen zu können. Ihre Pläne über 
die Errichtung eines Wohnhauses seien während des gesamten Verkaufsprozesses bis zur 
Entscheidung im Gemeinderat nie kommuniziert worden. Erst nach dem Abschluss des Kaufs 
mit einem anderen Interessenten seien die Mandatare per Mail davon informiert worden. An-
fangs sei gemeindeintern überlegt worden, Familie XXXX im Bieterverfahren bevorzugt zu be-
handeln, diese Überlegung sei jedoch nicht weiterverfolgt worden. Der gesamte Verkaufspro-
zess sei durch den Makler und allen Kaufinteressenten direkt abgewickelt worden. Ein Vor-
kaufsrecht sei der Familie XXXX nicht eingeräumt worden. Ein dafür erforderliches paralleles 
Verfahren zum laufenden Verkaufsprozess mit schriftlicher Vereinbarung und grundbücherli-
cher Eintragung sei nie initiiert worden. Eine politische Willensbildung durch alle Fraktionen – 
auch jener, die im Gemeindevorstand nicht vertreten sei – sei zur Vorberatung des Verkaufs 
des Grundstücks zur Gemeindevorstandssitzung am 20. Juni 2024 gegeben gewesen. Der 
Gemeinderat habe dann am 27. Juni 2024 den Verkauf der Liegenschaft durch Annahme des 
unterfertigten Kaufangebots eines Interessenten mit 23 Ja- Stimmen und 2 Nein-Stimmen be-
schlossen. 
  
Die Aufsichtsbehörde hat in rechtlicher Hinsicht Folgendes erwogen: 
Einleitend ist festzuhalten, dass es sich beim gegenständlichen von der Marktgemeinde Wal-
ding durchgeführten Verkaufsvorgang nicht um einen Beschaffungsvorgang nach dem Verga-
begesetz handelt. 
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Nach § 67 Abs. 3 Oö. GemO 1990 ist die Veräußerung von unbeweglichem Gemeindeeigen-
tum nur auf Grund eines mit Zweidrittelmehrheit gefassten Gemeinderatsbeschlusses zuläs-
sig. 
 
Ein Grundstück stellt ein solches unbewegliches Gemeindeeigentum dar. Ein Beschluss über 
den Verkauf des Grundstücks Nr. XXXX ist in der Gemeinderatsitzung am 27. Juni 2024 mit 
der erforderlichen Mehrheit gefasst worden. 
 
Für das gültige Zustandekommen eines Gemeinderatsbeschlusses ist allerdings rechtlich nicht 
maßgeblich, ob oder wie weit die Mitglieder des Gemeinderats über den zu beschließenden 
Antrag und den dem Antrag zugrunde liegenden Sachverhalt informiert sind. 
 
Den Fraktionsobleuten steht nach § 18a Abs. 5 Oö. GemO 1990 das Recht zu, hinsichtlich 
jener Angelegenheiten, die im Gemeindevorstand, im Gemeinderat oder in dessen Ausschüs-
sen zu behandeln sind und die auf der Einladung für die nächste Sitzung des jeweiligen Kol-
legialorgans, in dem seine oder ihre Fraktion vertreten ist, als Tagesordnungspunkte aufschei-
nen, beim Gemeindeamt die zur Behandlung einer solchen Angelegenheit notwendigen Un-
terlagen einzusehen, sich Aufzeichnungen zu machen und die erforderlichen Auskünfte ein-
zuholen. 
 
Zuständig für den Verkauf eines Gemeindegrundstücks ist allein der Gemeinderat. Dem Ge-
meindevorstand kommt hier nach § 56 Abs. 1 Oö. GemO 1990 lediglich das Recht zu, solche 
Angelegenheiten vorzuberaten und Anträge an den Gemeinderat zu stellen. Für das rechts-
gültige Zustandekommen eines Gemeinderatsbeschlusses ist es aber unerheblich, ob es zu-
vor einen Antrag, quasi eine „Empfehlung“ des Gemeindevorstands an den Gemeinderat ge-
geben hat, ob der Gemeinderat dieser für ihn nicht bindenden Empfehlung folgt bzw. ob eine 
solche „Empfehlung“, von wem auch immer bereits vor der rechtsverbindlichen Entscheidung 
des Gemeinderats an Dritte kommuniziert wird. Da der Gemeindevorstand für die Veräuße-
rung eines Grundstücks keine Zuständigkeit besitzt, kann auch nicht von einer „Kaufzusage“ 
gesprochen werden. 
 
Anhaltspunkte dafür, dass der Beschluss des Gemeinderats vom 27. Juni 2024 nicht rechts-
gültig zustande gekommen wäre, gehen aus dem Akt nicht hervor und wurden auch sonst 
nicht vorgebracht. Eine Aufhebung des Gemeinderatsbeschlusses nach § 103 Oö. GemO 
1990 kommt schon deswegen nicht in Betracht. 
  
Die Klärung der Fragen, ob es im Vorfeld des Gemeinderatsbeschlusses vom 27. Juni 2024 
eine rechtsverbindliche Zusicherung eines Vorkaufsrechts durch die Marktgemeinde Walding 
für die Familie XXXX gegeben hat oder ob der Kaufvertrag gültig zustande gekommen ist, 
kann nicht Gegenstand eines Aufsichtsbeschwerdeverfahrens nach § 102 Oö. GemO 1990 
sein, sondern müsste von den Beschwerdeführern im Rahmen eines Zivilverfahrens ange-
strengt werden. Jedenfalls würde auch das Bestehen eines Vorkaufsrechts den Gemeinde-
ratsbeschluss vom 27. Juni 2024 nicht ungültig machen. Allenfalls könnten sich daraus aber 
Schadenersatzansprüche der Beschwerdeführer ergeben, die aber auch zivilrechtlich zu klä-
ren wären. Eine Aufhebung des Kaufvertrags steht der Aufsichtsbehörde grundsätzlich nicht 
zu. Auch dies wäre von den Beschwerdeführern zivilrechtlich zu verfolgen. 
 
Die Verletzung eines Gesetzes oder einer Verordnung war letztlich nicht feststellbar. Aus Sicht 
der Oö. Landesregierung als Aufsichtsbehörde besteht daher kein weiterer Handlungsbedarf. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Enderledigung der Aufsichtsbeschwerde 
zum Grundverkauf XXXX durch das Land OÖ, Direktion Inneres und 
Kommunales, zur Kenntnis nehmen. 
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Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

4. XXXX Berufung gegen den Bescheid des Bürger-
meisters 

 
Herr Bgm. Ing. Johann Plakolm erklärt seine Befangenheit, übergibt den Vorsitz an Herrn Vi-
zebgm. Ing. Johann Zauner und enthält sich bei der Abstimmung der Stimme. 
 

Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 
Ing. Christian Engleder bittet Herrn Bgm. Ing. Johann Plakolm um eine kurze Inhaltsangabe 
des Bescheides und worum es bei dieser Berufung von Herrn XXXX geht.  
 
Bgm. Ing. Johann Plakolm fasst die Situation kurz zusammen: Herr XXXX wohnhaft am Gries-
mühlweg, musste damals seine Gartenmauer um 60 cm auf seinen Grund hinein rücken. Herr 
XXXX meinte aber, das sei sein Grund und er möchte nicht, dass LKWs bzw. Autos über 
seinen Grund fahren. Daher positionierte er Granitsteine vor der Gartenmauer auf seinem 
Grund, so dass die Müllabfuhr nicht mehr in die Sackgasse einfahren konnte, da der Radein-
schlag des Müllautos zu groß war. Es gab Auseinandersetzungen und Diskussionen mit Fa. 
Zellinger wegen der Müllabfuhr mit den anderen Mietern am Griesmühlweg. Fa. Zellinger 
stellte den betroffenen Mietern ersatzweise Müllsäcke zur Verfügung. Bei der BH UU erkun-
digte sich die Gemeinde, wieweit es rechtens ist, dass man vor der eigenen Gartenmauer 
Steine auf seinen Grund positionieren darf. Die Aussage von der BH UU war eindeutig: „Der 
Luftraum muss dort frei gehalten werden.“ 
Aufgrund dessen wurde Herrn XXXX ein Bescheid von der Marktgemeinde Walding geschickt, 
er hat diese Steine zu entfernen. Auf diesen Bescheid hin, datiert mit 2.12.2024, gab es zwei 
wesentliche Reaktionen: 

1. Die Steine wurden weggeräumt. 

2. Herr XXXX beeinspruchte diesen Bescheid beim Landesverwaltungsgericht.  
 
Das Landesverwaltungsgericht stellte fest, dass es in der Sache selbst nicht befugt ist, diese 
Sache zu erledigen. Aber es wurde vom Landesverwaltungsgericht festgestellt, dass der Be-
scheid von der Marktgemeinde Walding richtig war. Es wurde auch festgestellt, dass vor allem 
von der Abwicklung her die 2. Instanz nach dem Bescheid des Bürgermeisters der Gemeinde-
rat ist. Es geht jetzt darum, ob der Gemeinderat als 2. Instanz den Bescheid des Bürgermeis-
ters in dieser Angelegenheit bestätigt.  
 
Ing. Christian Engleder: Danke für die Einführung. Begründung liegt den Fraktionen vor. 
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GZ LVwG-653342/2/ZO/KA 
 
XXXX, Berufung gegen den Bescheid vom 02.12.2024, GZ: 6400-10-17-2024/CE 
 
Zu den von Ihnen dem Landesverwaltungsgericht Oberösterreich vorgelegten Verfahrensakt 
wird Folgendes mitgeteilt: Die gegenständliche Anordnung stützt sich auf § 35 Abs. 1 StVO 
1960. Diese Bestimmung wird (soweit sie Gemeindestraßen betrifft) gemäß § 94d Z3a StVO 
im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde vollzogen.  
 
Der gegenständliche Bescheid wurde daher in 1. Instanz zutreffend vom Bürgermeister der 
Gemeinde Walding erlassen. 
 
Gemäß § 95 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung ist in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
bereiches der Gemeinde – sofern gesetzlich die Möglichkeit der Berufung nicht ausgeschlos-
sen ist – der Gemeinderat Berufungsbehörde. 
 
Die Straßenverkehrsordnung sieht einen derartigen Ausschluss der Berufung nicht vor, wes-
halb über die Berufung des Herrn XXXX in 2. Instanz der Gemeinderat der Marktgemeinde 
Walding zu entscheiden hat. 
 
Die Vertretung des Herr XXXX, Auf der Schmiedwiese 5, 4111 Walding, in der Berufung in 
gegenständlicher Verwaltungsangelegenheit wird von Herrn RA Dr. Günter Schmid, Hafferl-
straße 7/2. Stock, 4020 Linz, wahrgenommen wegen Aufforderung zur Entfernung nach der 
StVO. 
 
Berufung: Der Bescheid der Marktgemeinde Walding, GZ: 6400-10-17-2024/CE wird in seinem 
gesamten Umfang bekämpft. Als Berufungsgrund wird unrichtige rechtliche Beurteilung gel-
tend gemacht. Die Berufung wird wie folgt ausgeführt: Die Marktgemeinde Walding unterliegt 
einer unrichtigen Rechtsauffassung insofern, als sie vermeint, dass die grundsätzlich auf dem 
Eigentum des Berufungswerbers (Gst. XXXX Lindham) befindlichen Steine die Sicherheit des 
Straßenverkehrs beeinträchtigen. Diese Rechtsansicht ist unrichtig und im Endergebnis un-
haltbar. Der Trichterbereich auf der Schmiedwiese ist mit einer Trichterbreite von 9,58m, die 
sich auf 3,61m am Ende des Trichters reduziert, derartig großzügig ausgestaltet, dass Fahr-
zeuge völlig ungehindert ab- und zufahren können. Die drei Steine sind mit der Signalfarbe 
„rot“ (Hüttchen) bestrichen und stechen von weitem ins Auge. Diese drei Steine sind daher 
von einem durchschnittlichen Verkehrsteilnehmer klar zu erkennen und stellen keine Verkehrs-
behinderung bzw. Beeinträchtigung des Straßenverkehrs dar. Auch aus dem Leitfaden des 
Landes OÖ ist nicht ansatzweise zu entnehmen, dass derartige Steine verkehrsbehindernd 
wären. Der Bescheid ist daher rechtswidrig und aufzuheben. Es wird daher beantragt, der 
Berufung folge zu geben und den Bescheid der Marktgemeinde Walding ersatzlos aufzuhe-
ben. Linz, am 18.12.2024 XXXX 
 
Der Gemeinderat bestätigt als Behörde zweiter Instanz den Bescheid wie folgt: 
Betreff: Steine auf Gemeindestraße bei der Adresse XXXX, 4111 Walding 
 
B E S C H E I D 
============ 
 
Auf Grund der Anzeige vom 30.10.2024 mit Betreff Steine auf Gemeindestraße bei der Ad-
resse XXXX, 4111 Walding ergeht vom Gemeinderat der Marktgemeinde Walding als Behörde 
zweiter Instanz gemäß §35 StVO 1960 idgF. folgender 
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S p r u c h 
 
I. Straßenpolizeiliche Aufforderung zur sofortigen Entfernung der Granitsteine auf Gst. XXXX 
KG Lindham neben dem Fahrbahnrand im Lichtraum Einfahrtsbereich zur Gemeindestraße 
„XXXX“ Gst. XXXX Lindham. 
 
Rechtsgrundlage, Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960).  
 
B e g r ü n d u n g  
 
Gemäß § 35(1) Lit. b.) der Straßenverkehrsordnung 1960 idgF. 
 
Gemeindestraßenverwaltung:  
Auf Grundlage des durchgeführten Ermittlungsverfahrens der Gemeindestraßenverwaltung 
und unter Beiziehung von Herrn Ing. Wintersberger Rainer (Abteilung Verkehr und Verkehrs-
technik der Oö Landesregierung) fordert die Marktgemeinde Walding Sie auf, die von Ihnen 
im Kreuzung- und Anbindungsbereich entlang der Gemeindestraße (XXXX) abgelegten 
Steine, aus Gründen der Verkehrssicherheit sofort zu entfernen. 
 
Nach § 35 der StVO stellen Gegenstände (Steine) auf oder neben im Lichtraum der Fahrbahn 
eine Verkehrsbeeinträchtigung dar und daher müssen diese Hindernisse Granitsteine entfernt 
werden. 
Nach dem Leitfaden vom Amt der OÖ-Landesregierung für Straßenbau und Verkehr, ist ein 
Lichtraum in der Breite von 0,50 Meter seitlich der Fahrbahn frei von Bauten, Bewuchs, Ein-
friedungen, (in ihrem Fall die großen Granitsteine) freizuhalten. Hier kann als der Fahrbahn-
rand, die Grundgrenze zum öffentlichen Gut angesehen werden. 
Aus Sicherheitsgründen sind die Granitsteine umgehend zu entfernen, um für den Winter-
dienst und für jeglichen anderen Straßenbenützer Schäden zu vermeiden. 
Die Steine stellen eine erhebliche Gefahrenquelle für Fahrzeuge als auch für Personen dar. 
Die Haftung für sämtliche Schäden gehen zu Ihren Lasten. 
 
Beilagen: 
a) Leitfaden der OÖ-Landesregierung für Straßenbau und Verkehr „Bauwerke und Einfriedun-
gen im Straßenumfeld Ausgabe August 2014“ 
b) Bilder 
 
Das Ermittlungsverfahren hat ergeben, dass unter Berücksichtigung der Verkehrsbedeutung 
der Gemeindestraße bei Beachtung des Spruches dieses Bescheides den Erfordernissen der 
Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs entsprochen wird.  
 
2. Instanz  
Interessensabwägung der öffentlichen Gemeindestraßenverwaltung: Die drei Steine wurden 
entfernt und ein Fotonachweis am 17. Dezember 2024 der Polizeiinspektion Ottensheim und 
der Bezirkshauptmannschaft per E-Mail zugestellt. Durch die Anzeige vom 30.10.2024 wurde 
der Gemeindestraßenverwaltung mitgeteilt, dass die Abfallbehälter (Bio, Hausmüll, Papier und 
die Gelben Säcke) bei der Nachbaradresse XXXX nicht mehr abgeholt wurden, seit dem Auf-
stellen der drei Steine. Die Abfallbehälter müssten nun beim oberen Straßenrand ca. 50 Meter 
von der bisherigen Stelle hingestellt werden, da der Abfallentsorger nicht mehr in die Straße 
einfährt wegen der aufgestellten Steine. 
Die Berufung wurde am 18.12.2024 eingebracht. Mit der Berufung konnte die Begründung des 
bekämpften Bescheid 6400-10-17-2024/CE, nicht entkräftet werden.  
 
Die Berufung konnte nach Ansicht der belangten Behörde nicht aufzeigen, dass mit dem Be-
scheid Spruch Punkt „I. Straßenpolizeiliche Aufforderung zur sofortigen Entfernung der Gra-
nitsteine auf Gst. XXXX Lindham neben dem Fahrbahnrand im Lichtraum Einfahrtsbereich zur 
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Gemeindestraße „XXXX“ Gst. XXXX KG Lindham.“; ein unverhältnismäßiger Nachteil verbun-
den wäre für die berufende Partei. 
 
Rechtsmittelbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid ist die Berufung zulässig, die nur innerhalb von vier Wochen ab Zu-
stellung dieses Bescheides schriftlich oder nach Maßgabe der bei der Behörde zur Verfügung 
stehenden technischen Mittel auch telegrafisch, fernschriftlich oder sonst automationsunter-
stützt beim Gemeindeamt eingebracht werden kann. Die Berufung hat den bekämpften Be-
scheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 
 
Die Beschwerde ist schriftlich beim Gemeindeamt einzubringen und hat zu enthalten: 
            
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, 
2. die Bezeichnung der belangten Behörde (Bescheid erlassende Behörde), 
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 
4. das Begehren und 
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig einge-
bracht ist. 
 
Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung 
zu beantragen. 
 
Der Bürgermeister: 
Ing. Johann Plakolm MA 
 
 

Beschlussantrag: 
a) Der Gemeinderat möge in 2. Instanz den Bescheid Spruch 

mit Begründung bestätigen und das Ermittlungsverfahren 
schließen. 

b) Die eingereichte Berufung wie vorgetragen gegen den Be-
scheid 6400-10-17-2024/CE als unbegründet abweisen. 

 
Mag. Helmut Mitter: Die SPÖ – Fraktion bestätigt natürlich den Bescheid, weil es in der Sache 
überhaupt keine rechtlichen Zweifel gibt, dass man das so abhandeln muss. 
Ing. Franz Luger: Muss man den Bescheid nicht vorlesen? Wir kennen den Bescheid nicht. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Es ist für den Beschluss unerheblich, ob die Mandatare 
den Inhalt bzw. den kompletten Sachverhalt kennen. 
Vizebgm. Ing Johann Zauner: Dann kommen wir zur gemeinsamen Abstimmung der beiden 
Punkte a und b.  
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 12    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 
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Vizebgm. Ing. Johann Zauner gibt den Vorsitz wieder an Bgm. Ing. Johann Plakolm zurück. 
 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Der Gemeinderatsbeschluss wird weitergeleitet. Ob es noch wei-
tere rechtliche Schritte gibt, ist abzuwarten. 
 
 

5. Prüfungsbericht Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Um-
gebung Rechnungsabschluss 2023 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 

Prüfungsbericht zum Rechnungsabschluss 2023 der Marktgemeinde Walding 

 

Vermögensrechnung/Vermögenshaushalt: 

Die Marktgemeinde verfügt laut Vermögensrechnung (Pkt. C Vermögenshaushalt) über ein 
Nettovermögen von rd. 16.191.190 Euro. Dieses setzt sich wie folgt zusammen: 

 

Saldo der Eröffnungsbilanz (C.I) 13.264.872 Euro 

Kumuliertes Nettoergebnis (C.II) 80.344 Euro 

Haushaltsrücklagen (C.III) 2.845.973 Euro 

Summe Nettovermögen (C) 16.191.189 Euro 

Das kumulierte Nettoergebnis entspricht der Summe der Ergebnisse im Ergebnishaushalt 
seit Erstellung der Eröffnungsbilanz (Stichtag 1. Jänner 2020). 

Bei den Aktiva (Punkte A und B der Vermögensrechnung) ergaben sich im Finanzjahr 2023 
in den Bereichen „Gebäude und Bauten“ (Pkt. A.II.2) sowie „Wasser- und Abwasserbauten 
und -anlagen“ (Pkt. A.II.3) Wertveränderungen in Höhe von insgesamt rd. -527.290 Euro. 
Diese entstanden vor allem durch die laufenden Abschreibungen. 

Die liquiden Mittel (Pkt. B.III) belaufen sich auf rd. 2.740.250 Euro und setzen sich aus Bar-
mitteln und Bankguthaben in Höhe von rd. 246.550 Euro (Pkt. B.III.1) sowie Zahlungsmittel-
reserven (für Rücklagenbestände) in Höhe von rd. 2.493.700 Euro (Pkt. B.III.2) zusammen. 

Das Nettovermögen hat sich während des Jahres von rd. 16.326.850 Euro zu Jahresbeginn 
auf rd.16.191.190 Euro zu Jahresende reduziert. Die Reduzierung ist vor allem auf den 
verminderten Rücklagenstand zurückzuführen. 

Daraus ergibt sich folgende Nettofinanzierungsquote: 

Nettovermögen (Pkt. C der Vermögensrechnung) 16.191.189 50 % 

Investitionszuschüsse (Pkt. D der Vermögensrechnung) 13.695.192 42 % 

Fremdmittel (inkl. Rückst. – Pkt. E + F der Vermögensrechnung) 2.670.882 8 % 

Summe der Aktiva: 32.557.264 100 % 

 

Der Prozentsatz des Nettovermögens gibt an, welcher Anteil der Aktiva durch Eigenkapi-
tal der Marktgemeinde finanziert wurde. 
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Die Investitionszuschüsse stellen zwar Mittel dar, die von Dritten stammen. Damit sind je-
doch in der Regel keine (Rück-)Zahlungsverpflichtungen für die Marktgemeinde verbunden 
(z.B. Bedarfszuweisungsmittel, Landeszuschüsse, Interessentenleistungen…). 

Bei den Fremdmitteln handelt es sich um Mittel Dritter, bei denen im Allgemeinen (Rück-)Zah-
lungsverpflichtungen gegeben sind (z.B. Darlehen…). 

An Beteiligungen (Pkt. A.IV) hat die Marktgemeinde einen gesamten Beteiligungswert in 
Höhe von rd. 136.760 Euro ausgewiesen. Dabei handelt es sich ausschließlich um eine 
Beteiligung an einer Wohnungsgenossenschaft. Im Detail sind die Beteiligungswerte im 
„Nachweis über unmittelbare Beteiligungen der Gebietskörperschaft“ aufgelistet. 

Laufende Geschäftstätigkeit - Wirtschaftliche Situation: 

Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit beläuft sich bei Einzahlungen von rd. 
9.548.850 Euro und Auszahlungen von rd. 9.854.390 Euro auf rd. -305.540 Euro. 

In sinngemäßer Anwendung des § 75 Abs. 4a der Oö. GemO 1990 gilt der Haushaltsaus-
gleich als erreicht, da im Ergebnishaushalt die Entnahme von allgemeinen Rücklagenmitteln 
gebucht wurde. 

Im Hinblick auf die Ausführungen im Informationsschreiben IKD-2017-314672/1726-Kv vom 
19. Jänner 2023 werden anbei die „bereinigten“ Ergebnisse der laufenden Geschäftstätig-
keit nach Berücksichtigung der Rücklagenbewegungen angeführt. 

 RA 2023 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit - 305.541 

abzüglich Rücklagenzuführungen lfd. Gebarung 256.366 

zuzüglich Rücklagenentnahmen lfd. Gebarung 561.906 

bereinigter Saldo RA 2023 0 

zuzüglich bereinigter Gesamtsaldo Vorjahre 236.540 

bereinigter Gesamtsaldo RA 2023 inkl. Vorjahre 236.540 

Es ist festzustellen, dass im Sinne der Prüfungsfeststellungen zum Rechnungsabschluss 
2022 zwar die Zuführung des „bereinigten Gesamtsaldos RA 2022 inkl. Vorjahre“ im Finanz-
jahr 2023 passierte, jedoch bei der Berechnung der Entnahme des bereinigten Ergebnisses 
der laufenden Geschäftstätigkeit 2023 dieser Saldo abermals berücksichtigt wurde. Wir 
empfehlen daher erneut die aus den Jahren 2020, 2021 und 2022 stammenden überschüs-
sigen Mittel („bereinigter Gesamtsaldo“) der „Allgemeinen Rücklage“ zuzuführen. Aus heu-
tiger Sicht müsste demnach im Rechnungsabschluss 2024 im entsprechenden Nachweis 
ein Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit (nach Berücksichtigung der Rücklagenbewe-
gungen der lfd. Geschäftstätigkeit) in Höhe von rd. -236.540 Euro ausgewiesen sein. 

Bei den laufenden Einzahlungen der Marktgemeinde ergeben sich folgende wesentliche 
Änderungen: 
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(N)VA 2023 RA 2023 Differenz 

Einzahlungen    

Ertragsanteile 4.533.400 4.451.296 -82.104 

Strukturfonds Gde.Fin.Neu 254.800 254.789 -11 

Finanzzuweisung § 25 FAG 150.000 150.000 0 

Finanzzuweisung § 24 Abs. 1 FAG 0 0 0 

Finanzzuweisung § 24 Abs 2 FAG 22.100 22.071 -29 

Gemeindeabgaben 1.319.800 1.330.731 10.931 

Auszahlungen    

Landesumlage 229.200 224.615 4.585 

Sozialhilfeverbandsumlage 1.182.900 1.182.870 30 

Krankenanstaltenbeitrag abzgl. Rückzahlung 1.210.600 1.210.330 270 

 

Die ursprünglichen Prognosewerte bei den Bundesabgabenertragsanteilen stagnierten im 
Rechnungsjahr 2023 und es kam gegenüber der ursprünglichen Veranschlagung zu deutli-
chen Mindereinzahlungen in Höhe von rd. 82.100 Euro. 

Ergebnishaushalt: 

Im Ergebnishaushalt beläuft sich das Ergebnis vor Rücklagen (SA0) auf rd. -135.660 Euro. 
Durch Rücklagenentnahmen von rd. 1.421.070 Euro und Rücklagenzuführungen von rd. 
892.600 Euro ergibt sich ein Nettoergebnis nach Rücklagenbewegungen (SA00) in Höhe 
von rd. 392.810 Euro. 

Die Marktgemeinde kann mit ihrem Ergebnis vor Rücklagen (SA0) ihre Netto-Abschreibun-
gen (Abschreibungen abzgl. Auflösung Investitionszuschüsse) aus ihrem Nettoergebnis nun 
nur mehr zum Teil finanzieren.  

Finanzierungshaushalt: 

Der Geldfluss aus der operativen Gebarung (SA1) beläuft sich auf rd. 374.800 Euro. Aus 
dem Geldfluss der operativen Gebarung (SA1) hat die Marktgemeinde unter anderem ihre 
Finanzierungstätigkeit (MVAG 3611 bis 3650) zu bedecken. 

Aus der gesamten voranschlagswirksamen Gebarung (operativ und investiv) ergibt sich ein 
Geldfluss in Höhe von rd. -477.080 Euro (SA5). Wird dazu noch die voranschlagsunwirk-
same Gebarung hinzugerechnet, ergibt sich eine Veränderung der liquiden Mittel (SA7) in 
Höhe von rd. -439.140 Euro. Um diese Summe haben sich die zu Jahresbeginn vorhande-
nen liquiden Mittel der Marktgemeinde (rd. 3.179.390 Euro) reduziert und belaufen sich 
damit zu Jahresende auf rd. 2.740.250 Euro. Davon entfallen 2.493.700 Euro auf Zah-
lungsmittelreserven. 

Haushaltsrücklagen: 

Der Gesamtstand an Rücklagen beträgt laut Nachweis am Jahresbeginn rd. 3.374.440 Euro. 
Durch Zugänge von insgesamt rd. 892.600 Euro und Abgänge von insgesamt rd. 1.421.070 
Euro hat sich der Gesamtstand um rd. 528.470 Euro reduziert. Am Ende des Jahres liegt 
ein Gesamtrücklagenbestand von rd. 2.845.970 Euro vor. 
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Vom Rücklagenbestand werden rd. 559.540 Euro für innere Darlehen zur Vorfinanzierung 
von investiven Vorhaben verwendet. Die Marktgemeinde hat dies in ihrem Lagebericht er-
läutert und im Rücklagennachweis sowie im „Nachweis über innere Darlehen“ auch entspre-
chend ausgewiesen. 

Die ausgewiesenen Rücklagenbestände entsprechen nicht den tatsächlichen Beständen 
auf den Konten der Zahlungsmittelreserven. Dies begründet sich mit Rücklagenbewegun-
gen, dessen Zahlungsfluss erst im Folgejahr passierte. Künftig empfehlen wir die Rückla-
gendotierungen bzw. - entnahmen von Zahlungsmittelreserven möglichst im jeweiligen Jahr 
der Rücklagenbewegungen durchzuführen. 

Im Rahmen der Rechnungsabschlussprüfung 2021 wurde festgestellt, dass die Marktge-
meinde überschüssige Mittel des investiven Einzelvorhabens „BA 18 – Kanalsanierungen 
VHC 1“ in Höhe von rd. 196.170 Euro der zweckgebundenen „Kanalbaurücklage (Interes-
sentenbeiträge)“ zuführte. Nachdem die Überfinanzierung dieses Kanalbauvorhabens aus 
einer Darlehensbeanspruchung resultierte und für dieses Projekt noch eine offene Darle-
hensschuld aushaftet, entsprach diese Vorgehensweise nicht den Gebarungsgrundsätzen. 
Auf Empfehlung der Bezirkshauptmannschaft nahm die Markgemeinde Walding nunmehr 
im Rechnungsjahr 2023 eine Rücklagenentnahme (rd. 196.170 Euro) und in weiterer Folge 
eine Darlehenssondertilgung im Rahmen des investiven Einzelvorhabens „BA 18 – Kanals-
anierungen VHC 1“ vor. 

Hinweis zur buchhalterischen Darstellung: 

• Zuführungen und Entnahmen aus zweckgebundenen Rücklagen (Interessenten- 
und Aufschließungsbeiträge, Betriebsmittel Wasser- und Kanal) sind ausschließ-
lich über ein entsprechendes Pseudovorhaben vorzunehmen; siehe dazu die HH-
Stelle 6/851098/894100 (rd. 50.720 Euro). 

Fremdfinanzierung: 

Im Finanzjahr 2023 erfolgen keine Darlehensneuaufnahmen. Der Netto-Schuldendienst in 
der laufenden Gebarung beläuft sich nach Abzug der erhaltenen Finanzierungszu-
schüsse auf rd. 393.170 Euro (Vergleich im RA 2022 = rd. 352.520 Euro). 

Daraus ergibt sich eine Schuldendienstquote in Höhe von 5,7 %. Das bedeutet, dass 5,7 % 
der Einzahlungen der laufenden Geschäftstätigkeit für Schuldendienstzahlungen im weite-
ren Sinne (also auch inkl. anteiligem Schuldendienst für Abwasserbeseitigungsverbände 
oder Leasing) verwendet wurden. Wie bereits erwähnt, wurde im Rahmen der investiven 
Gebarung eine Darlehenssondertilgung in Höhe von rd. 196.170 Euro geleistet. 

Die Pro-Kopf-Verschuldung beträgt rd. 560 Euro. Die Marktgemeinde liegt damit unter dem 
Landeschnitt bzw. relativ günstig. In diese Verschuldung wurden auch die Haftungsstände 
für Verbände, für welche die Marktgemeinde Walding den anteiligen Schuldendienst zu tra-
gen hat, eingerechnet. 

Die Leasingverbindlichkeiten belaufen sich laut Nachweis auf rd. 73.970 Euro. 

Der Haftungsstand hat sich im Finanzjahr 2023 um rd. 129.640 Euro auf rd. 623.400 erhöht.  

Aufgrund der gegebenen Liquidität sind im Jahr 2023 keine Kassenkreditzinsen angefallen. 

Hinweis zur buchhalterischen Darstellung: 

• Es ist festzustellen, dass zum Teil der Zinsaufwand im Rahmen von Finanzierungs-
leasing fälschlicherweise der Kontengruppe 650xxx zugeordnet wurde. Dieser ist 
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laut Kontierungsvorgaben ausschließlich der Kontengruppe 651 zuzuordnen.  

Betriebliche Einrichtungen:11 

 

Bereich 
2022 2023 

Überschuss Abgang Überschuss Abgang 

Wasserversorgung 120 0 0 -22.235 

Abwasserbeseitigung 259.880 0 235.245 0 

Abfallbeseitigung 0 -4.981 0 -7.397 

 

Die Abfallbeseitigung weist auch im Jahr 2023 einen Fehlbetrag aus. Eine Bezuschussung 
durch die Marktgemeinde ist jedenfalls zu vermeiden, die Einrichtung ist auszahlungsde-
ckend zu führen. 

Der Betrieb der Wasserversorgung verzeichnet im Rechnungsjahr 2023 sowohl in der Fi-
nanzierungs-, als auch in der Ergebnisrechnung (rd. -17.880 Euro) ein negatives Ergebnis. 
Eine entsprechende Gebührenanpassung wird empfohlen. 

Bei der Abwasserbeseitigung errechnen sich laut obiger Aufstellung hingegen hohe Betrieb-
süberschüsse. Im Ergebnishaushalt beläuft sich dieser auf rd. 371.640 Euro. Aus der lau-
fenden Gebarung wurden überschüssige Betriebsmittel in Höhe von rd. 77.590 Euro ausbe-
zahlt und für entsprechende Kanalsanierungsmaßnahmen („BA 18“) herangezogen. Bei den 
restlichen überschüssigen Betriebsmitteln wird seitens der Marktgemeinde ein entsprechen-
der innerer Zusammenhang bestätigt (siehe Beilage zum Rechnungsabschluss 2023). 

Verwendung von gesetzlich zweckgebundenen Einzahlungen: 

Eine widmungsgemäße Verwendung der Einzahlungen aus Interessenten- und Aufschlie-
ßungsbeiträgen Verkehr, Wasser und Kanal ist gegeben. 

Es ist festzustellen, dass sämtliche im Zusammenhang mit Interessenten- und Aufschlie-
ßungsbeiträgen stehenden Korrekturmaßnahmen nunmehr im Rechnungsjahr 2023 vorge-
nommen wurden. Siehe dazu die entsprechenden Hinweise bzw. Ausführungen im Vorjah-
resbericht. 

Auszahlungen für Personal: 

Die Auszahlungen für Personal (inkl. Pensionen) belaufen sich auf rd. 2.626.970 Euro (Ver-
gleich im RA 2022 = rd. 2.497.310 Euro). Das entspricht 27,5 % der Einzahlungen der lfd. 
Geschäftstätigkeit. 

Investive Gebarung: 

Im Investitionshaushalt lag der Schwerpunkt der Investitionstätigkeit bei folgenden Vorhaben: 

• ÖBB-Kreuzung „Weidenstraße“, 

• diverse Straßenbaumaßnahmen (einschl. Geh- und Radwege), 

• Kanalsanierungen BA 18, 

• Sanierung Kindergarten, 

• Baumaßnahmen am Amtsgebäude und 

• Aufschließung Voglsam. 

 
1 Die Berechnung der Ergebnisse in der Tabelle erfolgte auf Basis der Zahlen des Finanzierungshaushaltes. 
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Sämtliche Projekte (Vorhabencode 1) weisen im Investitionsnachweis einen ausgeglichenen 
Saldo aus. Ergänzend dazu ist festzuhalten, dass der Ausgleich der Vorhaben 

• „Hochwasserschutz Eferdinger Becken“, 

• „Aufschließung Mahringer“, 

• „Aufschließung Gewerbepark“, 

• „Aufschließung Voglsam“, 

• „Aufschließung Gärtner“, 

• „Hochwasser“, 

• „XXXX“, 

• „Sanierung Kindergarten“, 

• „Geh- und Radweg“, 

• „Fernwärme Amtsgebäude“, 

• „Hagelunwetter 2021“, 

• „ÖBB-Kreuzung Weidenstraße“, 

• „Fernwärme Gewerbepark 2“ und 

• „Fernwärme Sportpark“. 

 

nur durch die Heranziehung von inneren Darlehen in einer Gesamthöhe von rd. 559.540 
Euro möglich ist. Die Rückzahlung der inneren Darlehen soll mittels zugesagter Fördermittel 
bzw. Vermögenserlöse erfolgen. 

Im Allgemeinen wird auf die Bestimmungen des § 80 Abs. 2 Oö. GemO 1990 verwiesen, 
wonach Vorhaben nur insoweit begonnen und fortgeführt werden dürfen, als die dafür vor-
gesehenen Mittelaufbringungen vorhanden oder rechtlich und tatsächlich gesichert sind. 

 

Hinweise zur buchhalterischen Darstellung: 

• Die Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2023 – Teil 2 in Höhe von 64.200 Euro wur-
den zur Finanzierung des investiven Einzelvorhabens „ÖBB-Kreuzung Weiden-
straße“ herangezogen. Die Einzahlung erfolgte fälschlicherweise auf der HH-Stelle 
6/659010/301100. Entsprechend den Vorgaben der Direktion Inneres und Kommu-
nales (siehe Beilage 3 des Informationsschreibens IKD-2023-278629/8-Pr vom 20 
Oktober 2023,) ist jedoch keine Passivierung vorzunehmen. Bei Verwendung für 
ein investives Vorhaben ist die HH-Stelle 6/xxxxxx/8299xx zu verwenden. Eine ent-
sprechende Korrektur im Vermögenshaushalt ist vorzunehmen. 

• Der Pauschalzuschuss zu den Bundesmitteln gemäß § 2 KIG 2023 in Höhe von rd. 
43.200 Euro wurde laut vorliegender Aktenlage für die investiven Einzelvorhaben 
„Fernwärme Amtsgebäude“ (16.500 Euro), „Fernwärme Gewerbepark 4“ (rd. 
10.700 Euro) sowie „Fernwärme Hauptstraße 19a“ (16.000 Euro) verwendet. Diese 
Mittel sind bei Verwendung für aktivierungspflichtige Investitionsmaßnahmen ein-
heitlich mit dem HH-Konto 3011xx zu passivieren. 

Verrechnung zwischen operativer und investiver Gebarung: 

Die vorgesehene Eigenmittelaufbringung aus dem laufenden Finanzierungshaushalt stimmt 
mit den bei der investiven Gebarung gebuchten Beträgen überein. Zur Finanzierung von 
investiven Einzelvorhaben bzw. für Rücklagendotierungen konnte von der laufenden Geba-
rung ein Gesamtbetrag in Höhe von rd. 667.490 Euro zur Verfügung gestellt werden, der sich 
wie folgt untergliedert: 
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• rd. 23.970 Euro Interessenten- sowie Aufschließungsbeiträge (Wasser und Kanal), 

• rd. 77.590 Euro Betriebsmittelüberschüsse (Kanal) und 

• rd. 565.930 Euro können sinngemäß allg. Deckungsmitteln zugeordnet werden. 

Offene Forderungen aus Abgaben: 

In der Abgabenbuchhaltung sind per 31.12.2023 Rückstände von insgesamt rd. 39.070 Euro 
(brutto) ausgewiesen. Zum Prüfungszeitpunkt sind davon noch rd. 9.120 Euro (brutto) offen. 
Laut den von der Marktgemeinde vorgelegten Unterlagen wurden entsprechende Einbrin-
gungsmaßnahmen (Mahnungen, Exekutionen, etc.) gesetzt. Die Markgemeinde hat weiter-
hin die Einbringung der offenen Forderungen bei Ausschöpfung aller zur Verfügung stehen-
den Maßnahmen im Einklang mit der Bundesabgabenordnung (BAO) konsequent voranzu-
treiben. 

Weitere Feststellungen: 

• Wir weisen darauf hin, dass die gesetzlich mögliche Höchstgrenze bei den Reprä-
sentationsausgaben des Bürgermeisters (1,5 v. T. der veranschlagten Auszahlun-
gen der laufenden Geschäftstätigkeit) im Rechnungsjahr 2023 zwar eingehalten 
wurde - im Jahr 2023 dem Bürgermeister jedoch aufgrund der Vorgabe des Gemein-
derates (festgelegte Höchstgrenze im Voranschlag 2023) ein Betrag von 1.500 
Euro als Auszahlungsrahmen zur Verfügung gestanden ist. Verausgabt wurden 
letztendlich rd. 1.640 Euro. Hinkünftig sind die vom Gemeinderat im Voran-
schlag festgelegten Höchstgrenzen jedenfalls zu beachten und einzuhalten! 

Schlussbemerkung: 

Der Rechnungsabschluss 2023 der Marktgemeinde Walding wird zur Kenntnis genommen. 
Die im Bericht angeführten Feststellungen sind zu beachten. 

 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Prüfungsbericht der Bezirkshauptmann-
schaft Urfahr-Umgebung zum Rechnungsabschluss 2023 zur Kennt-
nis nehmen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

6. Rechnungsabschluss 2024 
 

Berichterstatter und Antragsteller: Mag. Thomas Kriegner-Gruss 
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Der Prüfungsausschuss hat sich in der Sitzung am 12.3.2025 mit der Prüfung des Rechnungs-
abschlusses 2024 befasst und dabei folgenden Prüfbericht beschlossen: 
Der Prüfungsausschuss beschloss einstimmig folgenden Prüfbericht an den Gemein-
derat: 
Der Prüfungsausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, den Rechnungsabschluss 2024 in 
der vorliegenden Form formell zu beschließen. 
 

 

Lagebericht zum Rechnungsabschluss 2024 gemäß § 49 Oö. Gemeindehaushalts-

ordnung (Oö. GHO) 

 

 

Als Stichtag für die Erstellung des Rechnungsabschlusses 2024 wurde der 21. Jänner 

2025 von dem Bürgermeister gewählt. 

 

Entwicklung der liquiden Mittel (inkl. allfälliger Kassenkredite), wobei die Zahlungsmit-

telreserven gesondert anzuführen sind. 

 

Liquide Mittel 

 

 

(Stand Girokonto 31.12.2024): 182.750,48 

 

• Die Höhe der liquiden Mittel (SA7) ist abgelaufenen Haushaltsjahr um € 123.935,32 ge-

sunken. 

 

Die Gründe für die Verringerung der liquiden Mittel liegen:  

• in der investiven Gebarung: Zuführung zu Projekten 

 

Bedarf an Kassenkrediten 

 

Die maximale Höhe des Kassenkredits wurde vom Gemeinderat für das Haushaltsjahr 2024 

mit 400.000,00 Euro festgesetzt und ein Kassenkreditvertrag mit einem Rahmen von 

400.000,00 Euro abgeschlossen. 

 

Zum 31.12.2024 war der Kassenkredit mit einem Betrag von 0,00 Euro belastet 

 

Zahlungsmittelreserven und Rücklagen 

 

Im Rechnungsabschluss (Anlage 6b) sind folgende Rücklagen und Zahlungsmittelreserven 
dargestellt: 
  

 
Voranschlag 2024 inkl. 

Nachtragsvoranschläge 

Rechnungsab-

schluss 2024 

Saldo 5 (Geldfluss aus der voran-

schlagswirksamen Gebarung) 
 -50.985,63 

Saldo 6 (Geldfluss aus der nicht 

voranschlagswirksamen Geba-

rung) 

 

-72.949,69 

Saldo 7 (Veränderung an liquiden 

Mitteln) 
 -123.935,32 
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 Rücklagenstand 31.12.2024 
Zahlungsmittelreserve 

31.12.2024 

allgemeine  

Haushaltsrücklagen 
1.780.571,03 1.761.522,09 

gesetzlich zweckgebun-

dene Haushaltsrücklagen 
691.419,10 671.143,58 

Summe 2.471.990,13 2.432.665,67 

Differenz zwischen Rück-

lagen und Zahlungsmit-

telreserven 

39.324,46 

 

Zahlungsmittelreserven in der Höhe von 390.576,38 Euro sind als Inneres Darlehen verwen-

det: 

 

Davon als inneres Darlehen zur Reduktion des Kassenkredits: 0 Euro 

 

Die Zuführung zur ZMR erfolgte im Jahr 2024 und tlw. 2025 und ist auf den Kontoauszügen 

2024 und 2025 ersichtlich: 

Endgültiger Stand 25.2.2025: € 2.471.990,13 

(1.780.571,03 allg. RL, 691.419,10 zweckgeb. RL) als ZMR und RL-Stand 2025 (ohne ID). 

 

Davon als inneres Darlehen für investive Einzelvorhaben. 

Bildung Inneres Darlehen: 

Investives Einzelvorhaben 
Höhe inneres 

Darlehen 

Zur Vorfinanzierung 

von 

Geplante Rückzah-

lung des inneren 

Darlehens 

Renaturierung Gr. Rodl 18.167,88 Förderungen 2025 ff 

Kiga Sanierung 89.718,00 KIP 2025 

Hochwasserschutz 15.790,41 Förderungen 2025 ff 

10-Jahres-Service FF 53.600 BZ 2025 

  

Auflösung Inneres Darlehen aufgrund erhaltener Förderungen,….: 
 

Investives Einzelvorhaben 
Auflösung Inneres 

Darlehen 
Vorhaben 

Voglsam -243.970,72  Grundverkauf 

XXXX -4.773,19  Infr.-kosten 

Sanierung Kiga -19.700,00  BZ 

Hagelunwetter -24.991,37  Kat.-fonds 

ÖBB Weidenstraße -50.000,00  LZ 

Fernw. Gew.-p. 2 -2.802,00  KIP 
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Aktualisierter Stand an Inneren Darlehen per 31.12.2024: 

 

/179004 HW Eferd. Becken 73.718,66  

/031002 Mahringer 955,18  

/031003 Gew.-park B 127 70.404,51  

/031005 Gärtner 14.641,51  

/612022 Geh-/Radweg 20.900,00  

/010004 Fernw. Amt 10.200,00  

/853094 Fernw. Sportpark 38.270,84  

/179005 Gr. Rodl Renaturierung 18.167,88  

/240003 Kiga 89.718,00  

/163012 Hubrettungsb. 53.600,00  

 390.576,58  

 

 

Die Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, sowie Entwicklung 

des nachhaltigen Haushaltsgleichgewichts 

 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit  
 

Ergebnis der laufenden 

Geschäftstätigkeit 
RA 2023 VA 2024 RA 2024 

Einzahlungen: 9.548.848,07 10.429.300,00 10.531.515,92 

Auszahlungen: 9.854.388,69 10.759.100,00 10.876.778,02 

Saldo: -305.540,62 -329.800,00 -345.262,10 

 

Negativer Saldo: 

Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit im Rechnungsabschluss ist negativ.  

Daher wurden folgende Mittel in Anspruch genommen: 

Zusätzliche Auflösung von allgemeinen Haushaltsrücklagen (inkl. Zahlungsmittelreserve) in 

der Höhe von € 240.214,97 - Haushaltsausgleich gem. § 75 Abs. 4a Oö. GemO 1990. Die 

Entnahme der Rücklage im Ergebnishaushalt (2/981000/895000).  

(RL-Änderungen für Leasing u. Zeitwertkonto von gesamt € 105.047,13 sind dabei schon be-

rücksichtigt). 

Die Liquidität der Gemeinde ist durch den Kassenkredit gegeben. 

 

Durch die Aufrollung der Berechnung des bereinigten EGT für die Jahre 2020 bis 2022 ergab 

sich ein Plus von € 236.540,00. Dies wurde 2024 der allgem. Rücklage zugeführt, da lt. Prüf-

bericht zum RA 2023 der Saldo doppelt berücksichtigt wurde. Dies wurde nun berichtigt. 
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Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht 

 

Ein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht liegt vor, wenn  

a) im Finanzierungshaushalt die Liquidität der Gemeinde gegeben ist, 

b) 
im Ergebnishaushalt das Nettoergebnis mittelfristig (fünf Jahre) ausge-

glichen ist und 

c) die Gemeinde ein positives Nettovermögen aufweist. 

 

• Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird erreicht: 

zu a) Saldo Girokonto 2024 rd. € 182.700 

zu b) Nettoergebnis ist im Durchrechnungszeitraum positiv 

zu c) Nettovermögen ist positiv 

 

 

Entwicklung des Nettoergebnisses vor Entnahme von bzw. Zuweisungen an Haushalts-

rücklagen 

 

 

Das Nettoergebnis wird wesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwendungen 

beeinflusst. Diese betreffen insbesondere die Abschreibungen MVAG 2226, (1.297.130,83 

Euro), Erträge aus der Auflösung von Investitionszuschüssen MVAG 2127 (660.770,34 Euro) 

und die Dotierung bzw. Auflösung von Rückstellungen MVAG 2117 und 2214: - 117.099,14 

Euro (+ 17.419,16/- 134.518,30 Euro). 
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 RA 2020* RA 2021 RA 2022 RA 2023 VA 2024 RA 2024 

Summe 

Erträge 

(MVAG-

Code 

21) 

9.438.583,83 9.652.040,91 10.700.803,20 11.147.686,91 11.920.700,00 12.437.335,09 

Summe 

Auf-

wände 

(MVAG-

Code 

22) 

9.128,152,51 9.648.098,73 9.786.694,23 11.283.350,88 12.136.900,00 12.446.331,03 

Netto-

ergeb-

nis (SA 

0) 

310.431,32 3.942,18 898.094,07 -135.663,97 -216.200,00 -8.995,94 

Ent-

nahme 

von 

Haus-

halts-

rückla-

gen 

(MVAG-

Code 

230) 

100.946,75 
925.411,52  

(1.326.292,95)* 
472.164,18 1.421.074,44 456.100,00 1.362.239,24 

Zuwei-

sung 

von 

Haus-

halts-

rückla-

gen 

(MVAG-

Code 

240) 

410.140,86 
1.485.352,54 

(1.886.233,97)* 
1.127.958,52 892.604,53 463.900,00 988.256,04 

Netto-

ergeb-

nis (SA 

00) 

1.237,21 - 559.998,84 242.299,73 392.805,94 - 224.000,00 364.987,26 

*Aufgrund der Systemumstellung ab dem Jahr 2020 können Vorjahreswerte derzeit nicht ein-

getragen werden. 

 

*zusätzlich wurden € 400.881,43 an Rücklagen Betriebsüberschüsse auf einem eigenen 

RL-Konto dargestellt und entsprechende Umbuchungen durchgeführt, aber keine tatsäch-

lichen Zuführungen bzw. Entnahmen. 
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Entwicklung des Nettovermögens  

 

Das Nettovermögen hat sich im abgelaufenen Haushaltsjahr wie folgt entwickelt: 
 

Nettovermögen (Position C) mit 01.01.2024 16.191.189,07 

Saldo der Eröffnungsbilanz (C.I) 13.264.871,70 

Kumuliertes Nettoergebnis (C.II) 445.331,30 

Haushaltsrücklagen (C.III) 2.471.990,13 

Neubewertungsrücklagen (C.IV) 0 

Fremdwährungsrücklagen (C.V) 0 

Nettovermögen (Position C) mit 31.12.2024 16.182.193,13 

 

 

Haushaltsrücklagen 

 

Stand an Haushaltsrücklagen am 01.01.2024 2.845.973,33 Euro 

 

Im Ergebnishaushalt wurden folgende Haushaltsrücklagen dotiert (gesamt € 988.256,04) 

• allgemeine Haushaltsrücklage 713.777,28 Euro 

• gesetzlich zweckgebundene Haushaltsrücklage für 65.478,76 Euro 

 

Im Ergebnishaushalt wurden folgende Haushaltsrücklagen zur Finanzierung investiver Einzel-

vorhaben entnommen (gesamt € 353.486,70): 

• allgemeine Haushaltsrücklage 177.276,09 – entspricht den neuen Inneren Darlehn 

• gesetzlich zweckgebundene Haushaltsrücklage für 176.210,61 Euro 

 

• Auflösung ID alt: € 559.537,57 

• Umschichtung Sonder-BZ: € 209.000,00 

 

Im Ergebnishaushalt wurden folgende Haushaltsrücklagen zur Stärkung des Ergebnisses der 

laufenden Geschäftstätigkeit entnommen: 

• allgemeine Haushaltsrücklage € 240.214,97  

 

Somit verblieben Haushaltsrücklagen in der Höhe von 2.471.990,13 Euro. 
  



Seite 24 von 52 

 

Zuführungen RL: 

Inneres Darlehen 346.237,28 

Zuführung EGT 2020 - 2022 236.540,00 

Sonder-BZ 131.000,00 

KAG 30.153,68 

WAG 9.364,84 

Zeitwertkonto 25.960,24 

Umschichtung Sonder-BZ 209.000,00  

gesamt 988.256,04 

 

Auflösungen RL: 

Innere Darlehen neu 177.276,09 

Innere Darlehen alt 559.537,57*) 

Umschichtung Sonder-BZ 209.000,00 

Auflösung EGT 240.214,97 

Leasing Gew.-park 4 131.007,37 

KAG 45.203,24 

Gesamt 1.362.239,24 (inkl. buchhalterischer Darstellung ID alt*) 

 

 

Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten  

 

Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden 

 

Zusätzliche Darlehen wurden im abgelaufenen Haushaltsjahr für folgende investive Einzelvor-

haben aufgenommen: 

 

Investives Einzelvorhaben Darlehenshöhe 

  

  

 

Tilgung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 

 

Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing wurden 

plangemäß getilgt. 

 

In nachstehender Tabelle sind die summierten Auszahlungen für Finanzschulden und Verbind-

lichkeiten (inkl. Leasing) dargestellt. Da wir nur Operating-Leasing haben, sind hier nur die 

Schulden aus Darlehen dargestellt. 

 

 RA 2020 RA 2021 RA 2022 RA 2023 VA 2024 RA 2024 

Gesamtsumme: 474.179,35 477.313,91 462.208,34 544.933,89 390.900,00 351.070,64 

*Aufgrund der Systemumstellung ab dem Jahr 2020 können Vorjahreswerte derzeit nicht ein-

getragen werden. 

 

Die Ersätze bei den Darlehen entsprechen nicht denen auf den Haushaltsstellen, da 

für BA 11 kein Darlehen aufgenommen wurde, wir aber Ersätze erhalten. Daher auf 

den Haushaltsstellen mehr Ersätze, als in der Übersicht angegeben werden. 

 

Die eingetretenen und die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorha-

ben (Erträge, Betriebskosten, Personalaufwand, Finanzierungsfolgekosten udgl.) 
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Die Auswirkungen aus begonnenen und abgeschlossenen investiven Einzelvorhaben auf das 

Haushaltsjahr 2023 werden in folgender Tabelle zusammengefasst dargestellt: 

 

 

Nach Möglichkeit sind die investiven Einzelvorhaben aus dem Vorbericht zum VA 2021 zu 

übernehmen. 

 

 Ergebnishaushalt Finanzierungshaushalt 

Investives  

Einzelvorhaben 
jährl. Erträge 

jährl. Auf-

wände 

jährl. Einnah-

men 

jährl. Ausga-

ben 

     

     

     

Summe     

 
 

 

Beschreibung wesentlicher finanzieller Auswirkungen, welche weder im aktuell zu er-

stellenden Rechnungsabschluss noch im geltenden Gemeindevoranschlag und im mit-

telfristigen Ergebnis- und Finanzplan enthalten sind 

 

Sämtliche finanziellen Auswirkungen sind in den Rechenwerken der Gemeinde enthalten. 

 

Beschreibung allfälliger Auswirkungen der Ergebnisse des abgelaufenen Haushaltsjah-

res auf das laufende Haushaltsjahr bzw. den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan 

verbunden mit dem Vorschlag entsprechender Maßnahmen  

 

Im mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan sind folgende Auswirkungen aus den im vergan-

genen Haushaltsjahr getroffenen Entscheidungen bereits enthalten: 

 

• Die Ertragsanteile im abgelaufenen Haushaltsjahr haben sich nicht in der veranschlag-

ten Höhe entwickelt. Es wurden rd. € 34.300,00 weniger vereinnahmt als veranschlagt. 

 

• Die Einnahmen an Kommunalsteuer waren um € 43.000,00 geringer als veranschlagt. 

 

• Weitere Ausfälle an Mieteinnahmen (Jörgmayrstr. 12, Sportpark, Hauptstr. 19a) waren 

nicht im Voranschlag. 

 

• Leerstandsmanagement Jörgmayrstr. 12 mit Ausgaben von rd. € 24.000,00 war nicht 

veranschlagt; ebenso nicht die PV-Anlage am Gemeindeamt. 

 

• Aufgrund der Neuregelung der Entschädigung bei Wahlhelfern waren die Wahlkosten 

um rd. € 17.000,00 höher als angenommen. 

 

• Für die Sanierung des Poly Ottensheim waren um rd. € 15.300,00 mehr an Gastschul-

beiträgen zu zahlen. 

 

• Der Landesbeitrag bei den Kinderbetreuungseinrichtungen fiel aufgrund der Gruppen-

größe bzw. Kinderzahlen höher aus. 

 

• Der Wasserschaden im Seniorentreff ist durch Versicherungsleistungen gedeckt. 
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• Der notwendige Druckreduzierungsschacht beim Bahnübergang Bhf. Rottenegg/Sem-

leiten war im Voranschlag nicht vorhersehbar. 

 

• Zu den Kanalanschlüssen Reiterstraße ist es 2024 noch nicht gekommen. 

 

• Kanalüberprüfungen wurden nicht in der geplanten Höhe durchgeführt. 

 

• Sanierungen bei Abwasserverband ergaben höhere Betriebskosten. 

 

• Von den Betriebsüberschüssen Kanal wurden € 207.042,75 zur Abgangsdeckung bei 

Kanalvorhaben verwendet. Der Rest, € 47.255,11 verblieben aufgrund des Durchrech-

nungszeitraums von 10 Jahren und den Abgängen in diesem Zeitraum in der laufenden 

Gebarung. 

 

• Die Sonder-BZ € 131.000,00 wurden lt. GR-Beschluss der allgem. Rücklage zugeführt 

und auf einem eigenen Rücklagenkonto dargestellt. 

 

• Innere Darlehen in Höhe von rd. € 346.000,00 wurden aufgelöst, da entsprechende 

Förderungen, Entschädigungen,… 2024 eingelangt sind. 

 

• Neue Innere Darlehn mussten in Höhe von rd. € 177.000,00 gebildet werden, da die 

entsprechenden Förderungen, KIP-Mittel,… noch nicht eingelangt sind. 

 

• Folgende Vorhaben bzw. Ausgaben wurden 2024 nicht umgesetzt bzw. tlw.. erst 2025 

getätigt: 

 

o 13. Läufe Gehaltsabrechnung 

 

Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, Belastungen), die 

sich in den folgenden Haushaltsjahren auf den Gemeindehaushalt auswirken können, 

wobei diese möglichst auch wertmäßig abzugrenzen sind – zudem sind Möglichkeiten 

zur Abfederung allfälliger negativer Auswirkungen aufzuzeigen. 

 

Entscheidungen über die weitere Vorgehensweise für folgende Objekte bzw. Vorhaben wer-

den getroffen werden müssen: 

Jörgmayrstr. 12 

Neubau Hort 

Notwendigkeit weiterer Kanalüberprüfungen  

… 

 

 

Korrektur der Eröffnungsbilanz 

 

Keine Korrekturen 

 

Weiterführende Informationen 

 

Betriebsüberschuss Kanal blieb wegen des Betrachtungszeitraums der letzten 10 Jahre und 

den Abgaben daraus in der operativen Gebarung. Dies ist auf der extra Beilage im RA – Zu-

führungen - ersichtlich. 
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Das EGT beträgt - € 345.262,10. Zum Haushaltsausgleich mussten unter Berücksichtigung 

der Rücklagenzuführungen und -entnahmen € 240.214,97 an Rücklagen aufgelöst werden. 

 

Bereinigtes EGT 2020 – 2022 ergab € 236.540,00, was der allg. Rücklage zugeführt wurde. 

Beim RA 2023 wurde dieser Betrag bei der Berechnung des EGT nochmal berücksichtigt, 

daher heuer nochmal die Zuführung zur allg. RL. 

 

Verkauf des Grundstücks „Voglsam“ wurde entsprechend haushalts- und vermögenstechnisch 

berücksichtigt. Bei diesem Vorhaben wurden € 67.725,28 der operativen Gebarung wieder 

zugeführt.  

 

Bei den Vorhaben Sanierung Kindergarten und Fernwärme Gewerbepark 2 wurden die Über-

schüsse wegen Förderungen - € 4.051,51 bzw. € 4.618,95 – der operativen Gebarung wieder 

zugeführt. 

 

Eine eigene Beilage mit Zuführungen an Vorhaben ist dem RA angeschlossen. 

 

 

Folgende Nachweise entfallen gem. § 47 Abs. 3 Oö. GHO, da keine entsprechenden Sach-

verhalte vorliegen: 

• Anlage 6d – Einzelnachweis über Finanzschulden 

• Anlage 6h – Liste der nicht bewerteten Kulturgüter 

• Anlage 6k – Nachweis übermittelbare Beteiligungen 

• Anlage 6l – Nachweis über verwaltete Einrichtungen 

• Anlage 6m – Nachweis über aktive Finanzinstrumente 

• Anlage 6n – Einzelnachweis über aktive Finanzinstrumente 

• Anlage 6o – Nachweis über derivative Finanzinstrumente 

• Anlage 6p – Einzelnachweis über Risiken von Finanzinstrumenten 

• Anlage 6s – Anzahl Ruhe- und Versorgungsgenussempfänger 

• Rechnungsabschlüsse (Bilanzen u. Erfolgsrechnungen) gem. § 47 Abs. 1 Z 6 Oö. GHO 

 

 

Bei den Abweichungen zum Voranschlag sind die Begründungen jeweils angeführt.  

 

 

Bereich Vermietung:  

Jörgmayrstr. 12:           € 23.310,34 

Ottensheimer Str.:        € 27: 3.295,19 

Jugendtreff:             - € 2.889,96 

Hauptstr. 17:             € 22.615,48 

Hauptstr. 22 Tiefgarage:   € 3.143,70 

Hauptstr. 19a:            - € 5.216,80 

Gewerbepark 2:           € 31.995,47 

Sportpark:             € 26.504,50 

Gewerbepark 4:          - € 34.396,86 

 

Bereich Abfall: der Bereich ist mit EUR 9.338,60 negativ. (Grünschnitt wieder mit € 7.100 

höher) 

 

Bereich Wasser: es gibt einen Betriebsfehlbetrag von EUR 85.873,22 wegen des Druckredu-

zierungsschachts bei der ÖBB. 
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Bereich Kanal: errechneter Betriebsüberschuss wurde, wie bereits erwähnt, Vorhaben zuge-

führt bzw. Rest in der op. Gebarung belassen. 

 

Vorhaben: Der Betrag von EUR 447.651,32 wurde aus der operativen Gebarung Vorhaben 

zugeführt. Im Rechnungsabschluss ist eine eigene Übersicht angefügt. € 81.613,75 wurden 

der operativen Gebarung wieder zugeführt. 

 

Eine eigene Übersicht über den Stand der Rücklagen gibt es ebenfalls extra. 

 

 

Gemeinde Walding am 26.2.2025. 

 

Der Bürgermeister: 

Ing. Johann Plakolm 

 

 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2024 in der vorlie-
genden Form und den Prüfbericht des Prüfungsausschusses be-
schließen. 
 
Mag. Helmut Mitter: Ich werde dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. Die bestehenden 
Probleme haben sich nicht geändert. Die Kommunalsteuer stagniert. Die Einnahmen sind so-
gar um 43.000 Euro geringer als veranschlagt. Wir haben geringere Mieteinnahmen als ver-
anschlagt. 24.000 Euro haben wir bis jetzt für das Leerstandsmanagement ausgegeben und 
wir müssen erst sehen, ob uns das etwas bringt. Ich weiß nicht, bei welcher Gemeindevor-
standssitzung wir beschlossen haben, dass wir beim Erstellungskonzept das ausgeben müs-
sen. Dass das Leerstandsmanagement nicht höher veranschlagt wurde, ist für mich nicht ganz 
nachvollziehbar. Ich weiß auch nicht, warum wir 170 Euro Wahlhelfer*innen bei der Wahl hat-
ten. Wenn die Besitzer 100 Euro bekommen, wären das 17.000 Euro mehr. Das ist für mich 
auch noch ein Fragezeichen, warum die Ausgaben so viel mehr sind. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Das sind Druckkosten, Gesamtkosten. In dieser 
Summe ist alles inkludiert, nicht nur die Wahlhelfer*innen. 
Mag. Helmut Mitter: Aber das ist ja mehr als veranschlagt. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Es sind auch die Briefwahlkarten gestiegen. Wenn wir 
100 Wahlkarten verschicken, sind das 2.000 Euro.  
Mag. Helmut Mitter: Aber bei dem Budgetposten hast du eine Summe von 50.000 Euro. was 
ist das dann? 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Das kann ich so jetzt nicht gleich beantworten. 
Mag. Helmut Mitter: Es tut nichts zur Sache, das ist nur ein Detail am Rande. Wir sehen ja, 
wie schon in den letzten Jahren, durch die Verschleppung für Investitionen in das nächste Jahr 
und durch zufällige Mehreinnahmen z.B.: über Kindergartenbeiträge vom Land, gewisse Sa-
chen kaschiert werden, aber die Grundintension bleibt und die Problematik bleibt auch. Ich 
sehe, was die Voranschlagsgestaltung und die Rechnungsabschlussgestaltung betrifft, hohe 
Diskrepanzen und das ist problematisch, deswegen stimme ich nicht zu. Es ist für mich auch 
der Prüfbericht unerheblich. Mir geht es rein um den Rechnungsabschluss und die Diskrepan-
zen. Für mich ist das eine politische Diskussion, die man führen muss und man weiterhin füh-
ren muss.  
 
Ing. Franz Luger hat noch einige Fragen zu den Zahlen. AL Reinhard Grössmann MPA MBA 
bittet Ing. Franz Luger, ihm eine E-Mail mit den Fragen zu senden, weil er ad hoc die Zahlen 
nicht im Kopf hat. 
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Manfred Bellmann: Die Kosten der Müllabfuhr wurden von 10 Cent/Liter auf 19 Cent/Liter 
erhöht. Das Intervall der Müllabfuhr funktioniert in der Reiterstraße nicht. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Ich nehme es entgegen und gebe es weiter. Wir haben 
die Änderung des Systems im Gemeinderat beschlossen, mit allen Abwägungen, die dadurch 
betroffen worden sind.  
Manfred Bellmann: Ich habe die Befürchtung, dass im Sommer der Müll zu stinken anfängt, 
wenn die Mülltonnen offenstehen. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die Kommunalsteuer stagniert nicht und ist schon gar nicht sin-
kend. Die Kommunalsteuer steigt. Sie ist mittlerweile auf 907.000 Euro gestiegen. Was in der 
Darstellung anders ist, wir haben mit einer größeren Steigerung gerechnet. Wir hatten im Vor-
anschlag 950.000 Euro. Das ist aber kein Stagnieren, sondern doch eine entsprechende Stei-
gerung und keine Stagnierung. Zum Leerstandsmanagement möchte ich auch noch etwas 
sagen. Der Betrag der Summe ist durch die gesamte Förderung, die wir bekommen, wesent-
lich weniger.  
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ   7  

GRÜNE 4    

FPÖ   1  

 

Der Antrag gilt somit als: 
- mehrheitlich beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

7. Die Grünen Walding - Anfrage an den Bürgermeister: 
Gebarungsprüfung 2020 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 
Den Fraktionsobleuten wurde der Prüfungsbericht der BH UU zugesandt. 
 
 
Die Grünen Walding 
 

Anfrage der Grünen Walding gemäß § 63a OÖ. Gemeindeordnung 
an den Bürgermeister der Marktgemeinde Walding Johann Plakolm 

zum Thema 
 

Gebarungsprüfung 2020 
 

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, lieber Hans 
 
Die Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung hat im Jahr 2020 eine eingeschränkte Ein-
schau in die Gebarung der Marktgemeinde Walding vorgenommen. Der daraus resultierende 
Prüfungsbericht wurde in der Gemeinderatssitzung vom 17.12.2020 und in weiterer Folge 
auch im Prüfungsausschuss thematisiert. 
 
Anfrage: 

• Welche Empfehlungen des Prüfungsberichts über die Gebarung wurden nicht oder 

nicht vollständig umgesetzt? 
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Bitte um eine taxative Aufstellung dieser Punkte inklusive einer Begründung für die Nicht-Um-
setzung 
 
Der Bericht über die Prüfungstätigkeit der BH Urfahr hatte folgende Chronologie: 
 
12.03.2020 BH Urfahr – Abschluss Prüfungstätigkeit 
29.09.2020 BH Urfahr – vorläufiger Prüfbericht 
24.11.2020 BH Urfahr – endgültiger Prüfbericht 
17.12.2020 Gemeinderat – Kenntnisnahme und Zuweisung an Prüfungsausschuss 
04.03.2021 Gemeinde Walding – Stellungnahme zu Prüfbericht 
11.05.2021 Prüfungsausschuss 
08.07.2021 Gemeinderat – Kenntnisnahme Prüfbericht Prüfungsausschuss + Abstim-

mung über einzelne Abstimmung 
20.06.2022 Prüfungsausschuss (kein Abschluss / Prüfbericht an GR) 

 
Der Prüfbericht wurde vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen und dem Prüfungsaus-
schuss zur Behandlung zugewiesen. In der Behandlung der im Prüfbericht aufgezeigten 
Punkte ist zwischen Empfehlungen („soll“) und Anordnungen („ist“, „hat“) zu unterscheiden. 
 
Der Prüfungsausschuss diskutierte am 11.05.2021 den Prüfbericht über die Gebarungsprü-
fung, der eigene Prüfbericht an den Gemeinderat ist in manchen Punkten vage und sachlich 
nicht immer begründet. Der Gemeinderat nahm den Prüfbericht in seiner Sitzung am 
08.07.2021 vollinhaltlich zur Kenntnis, somit sind behandelte Punkte formell, aber nicht immer 
sachlich abgehandelt. 
 
Um einen Gesamtüberblick über den Prüfbericht der Gebarungsprüfung zu erlangen, wurden 
neben den durch die Fraktion der Grünen beantragten offenen Punkte auch die vom Gemein-
derat bereits behandelten und zur Kenntnis genommenen/beschlossenen Empfehlungen/An-
ordnungen der BH Urfahr dargestellt. 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Bericht über den aktuellen Stand der Er-
ledigungen mit Hinblick auf den Prüfbericht 2020 der Bezirkshaupt-
mannschaft Urfahr-Umgebung über die Einschau in die Gebarung 
der Marktgemeinde Walding in der vorliegenden Form zur Kenntnis 
nehmen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 
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8. Abfallordnung - Änderung der Abholintervalle 
 

Berichterstatter und Antragsteller: Vizebgm. Ing. Johann Zauner 
 
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 27.06.2024 wurden die Umstellung der Abholungsin-
tervalle für die Abfallabfuhr von 2-, 4- und 6-wöchig auf 3- und 6-wöchig beschlossen. Infolge 
ist die Abfallordnung der Marktgemeinde Walding anzupassen: 
 

§ 6 Abfuhrtermine 
 
1. Die Sammlung der Hausabfälle erfolgt wahlweise drei- oder sechswöchentlich. 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
1. Diese Abfallordnung wird gemäß § 94 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990 durch zwei 

Wochen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf Kundmachungsfrist folgenden 
Tag rechtswirksam; gleichzeitig tritt die Abfallordnung vom 17.12.2019 außer Kraft. 

 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Änderung der Abfallordnung - wie vor ge-
tragen - beschließen. 
 
Manfred Bellmann: Der Beschluss war nicht einstimmig, weil Frau Sabine Hofstätter dagegen 
stimmte. 
Ulrich Steininger, B.A: Ich kann mich von der Müllabfuhr nicht abmelden. Zum Beispiel in 
Neumarkt kann man das. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: In Neumarkt gibt es ein „Bringsystem“. Deswegen müssen die 
Einwohner aber auch die Müllgebühr bezahlen. Aber man kann als einzelner eine 6-wöchige 
Abholung beantragen und nur eine 60 Liter Mülltonne nehmen.  
Ing. Franz Luger: Den Grünschnitt müssen alle bezahlen, auch die Mieter eines Mehrpartei-
enhauses. Sperrmüll muss auch mitbezahlt werden, obwohl man keinen hat. 
Bgm Ing. Johann Plakolm: Es gibt im Abfallwirtschaftsgesetz § 18 (6): Bei der Berechnung 
des Abfallsammlungsbeitrags (Abs. 2) sind die Kosten für folgende Leistungen in einem Pau-
schalbetrag zu erfassen: 

1. Abholung der Hausabfälle (§ 5 Abs. 2), 

2. Abholung der Biotonnenabfälle (§ 5 Abs. 3), 

3. Sammlung der Grünabfälle (§ 5 Abs. 4), 

4. regelmäßige Abholung oder Entgegennahme der sperrigen Abfälle (§ 5 Abs. 6),  

5. Errichtung, Betrieb und Erhaltung von Anlagen zur Behandlung von biogenen Ab-

fällen (§ 9), 

6. sonstige von der Gemeinde zu erbringende Leistungen (Abs. 2 Z 7).  
 
Mag. Stefan Zauner: Was ist, wenn durch die längeren Intervalle bei den Wohnblöcken Prob-
leme entstehen? Denn dort stehen schon die größten Container, die es gibt. Der Platz in einem 
Müllhaus ist manchmal sehr beengt. Es gibt auch oft nicht die Möglichkeit eine Mülltonne dazu 
zu stellen. Wie Herr Bellmann schon sagte, wird es im Sommer zu Geruchsbelästigungen 
kommen.  
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Ich will niemanden etwas unterstellen, aber ich habe jah-
relang in Wien gelebt und da war die Mülltrennung wünschenswert. Mieter in Mehrparteien-
häuser trennen nicht so gut den Restmüll. Man sollte die Leute auf die Mülltrennung mehr 
sensibilisieren. 
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Mag. Stefan Zauner: Ich möchte jetzt nicht behaupten, dass Mieter in einem Wohnblock nicht 
so gut Müll trennen. Es gibt Restmüll-, Papier,- Biomüll und Plastiktonnen.  
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Es gibt Handlungsbedarf. Wir haben das Müllsystem so umge-
stellt. Die Abfallordnung soll das auch entsprechend darlegen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 6  Stefan Zauner  

GRÜNE 4    

FPÖ  1   

 

Der Antrag gilt somit als: 
- mehrheitlich beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Ich verstehe nicht, warum du jetzt dagegen stimmst. Im 
Umweltausschuss wurde das Thema doch vorbesprochen, bevor es in den Gemeinderat kam. 
Du hast ja mit gestimmt. 
Mag. Stefan Zauner: Ja, aber jetzt passt es für mich nicht mehr zusammen. 
Mag. Helmut Mitter: Wir sind ja da, damit wir auf das Feed-Back der Bevölkerung hören. Ich 
glaube auch, dass es nicht richtig ist, pauschal Leute, die in Wohnblöcken wohnen, mit Wien 
zu vergleichen. In Walding wohnen in einem Wohnblock sechs Parteien und nicht 600. Es ist 
ein Vorurteil zu sagen, dass Mieter von Wohnblöcken nicht ordentlich Müll trennen. Wir haben 
auch beim Biomüll je nach Jahreszeit verschiedene Abholintervalle. Es ist denkbar, dass man 
auch bei größeren Wohneinheiten je nach Jahreszeit eine Anpassung macht. Es gibt eben 
manchmal eine Geruchsbelästigung, das heißt aber nicht, dass die Leute zu dumm zur Müll-
trennung sind. In Wohnblöcken haben die Mieter nicht so viel Freiraum wie in einem Einfami-
lienhaus. Wir haben Wohnanlagen, wo die Restmülltonnen im Keller stehen. Wir haben Wohn-
anlagen, wo die Restmülltonnen nahe am Gebäude stehen. Im privaten Wohnraum kann ich 
es mir leichter richten. Das muss man auch zur Kenntnis nehmen. Ich denke, das ist auch eine 
Anmerkung, wie man es machen kann. Wir haben das, wie viele Gemeinden auch, beschlos-
sen. Aber wir dürfen auch gescheiter werden. Vielleicht ist ja manches nicht so optimal, wie 
wir das damals diskutiert haben. Ich glaube, dass da ein Mehrbedarf in Mehrparteienwohn-
häusern liegt. Wo man ja, das ist ja das Problem mit der pauschalen Müllgebühr, die größten 
Problematiken bei den Gebühren haben, weil der Grünschnitt für eine Wohnung mit 46m² im 
sechsten oder fünften oder dritten Stock nicht so viel anfällt, aber trotzdem mit den Betriebs-
kosten bezahlt wird. Wenn die Mieter unter den geänderten Abfallintervallen leiden, glaube 
ich, dass das Müllproblem irgendwann größer wird. Das muss man einfach zur Kenntnis neh-
men, auch weil wir vorhaben, dass wir nächstes Jahr 150 - 200 Wohneinheiten bauen.  
 
 

9. Sportunion Walding - Änderung der Nutzungsverein-
barung Sportpark Walding 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Benedikt Koll 
 
Gemäß Absatz VI. der Nutzungsvereinbarung zwischen der Marktgemeinde Walding und der 
Sportunion Walding werden die gesamten Pflege- und Erhaltungsarbeiten am Fußballhaupt-
feld sowie Trainingsfeld von der Gemeinde gegen Verrechnung an die Sportunion erledigt. 
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Wie in mehreren persönlichen Gesprächen in den letzten Jahren bereits mitgeteilt, beabsich-
tigt die Sportunion seit längerem, die Arbeiten am Hauptfeld selbst durchzuführen (GV Früh-
jahr 2022; Bericht des Bürgermeisters unter Allfälliges in GV am 05.12.2024). 
 
Mit Schreiben vom18.02.2025 an den Bürgermeister hielt die Sportunion folgendermaßen fest: 
 

- das Hauptfeld wird zukünftig zur Gänze von der Sportunion Walding verwaltet und 
gepflegt werden (sämtliche Kosten für Rasenmähroboter, Platzwart, Materialien,.. 
übernimmt die Sportunion) 

 
- das Trainingsfeld als öffentlich frei zugänglicher Sportplatz wird von der Gemeinde 

Walding gepflegt und erhalten (der Platz wird lt. Information des Bürgermeisters 
zukünftig auch aus Nutzfläche für den neuen Hort dienen 

 
VI. 

 

Bisherige Vereinbarung Vorschlag Sportunion 

Sämtliche Pflege- und Erhaltungsarbeiten 
am Fußballhauptfeld und Fußballtrainings-
feld - im Besonderen mähen, düngen, drai-
nieren, ansäen, Grünschnittentsorgung, 
udgl. - werden von der Marktgemeinde Wal-
ding gegen Verrechnung an die Sportunion 
Walding der tatsächlichen Leistungen für 
Personalkosten und für die Umlage der all-
gemeinen Bauhofkosten erledigt. 
Materialkosten für die Pflege- und Erhal-
tungsarbeiten – im Besonderen Dünger, Ra-
sensamen, Unkrautmittel, Grünschnitt, udgl. 
– trägt die Marktgemeinde Walding. 

Sämtliche Pflege- und Erhaltungsarbeiten 
am Fußballhauptfeld - im Besonderen mä-
hen, düngen, drainieren, ansäen, Grün-
schnittentsorgung, udgl. - werden von der 
Sportunion Walding erledigt. 
Materialkosten für die Pflege- und Erhal-
tungsarbeiten am Fußballhauptfeld – im Be-
sonderen Dünger, Rasensamen, Unkraut-
mittel, Grünschnitt, udgl. – trägt die Sportu-
nion Walding. 

 Sämtliche Pflege- und Erhaltungsarbeiten 
am Fußballtrainingsfeld - im Besonderen 
mähen, düngen, drainieren, ansäen, Grün-
schnittentsorgung, udgl. - werden von der 
Marktgemeinde Walding erledigt. 
Materialkosten für die Pflege- und Erhal-
tungsarbeiten am Fußballtrainingsfeld – im 
Besonderen Dünger, Rasensamen, Unkraut-
mittel, Grünschnitt, udgl. – trägt die Marktge-
meinde Walding. 

Die Marktgemeinde Walding schreibt die ge-
leisteten Personalkosten monatlich im Nach-
hinein zur Zahlung vor. Die Vorschreibung 
der Umlage der allgemeinen Bauhofkosten 
eines Abrechnungsjahres erfolgt bis zum 30. 
März des Folgejahres, spätestens nach 
Rechnungsabschluss des betreffenden Jah-
res. 

Die Marktgemeinde Walding schreibt die ge-
leisteten Personalkosten monatlich im Nach-
hinein zur Zahlung vor. Die Vorschreibung 
der Umlage der allgemeinen Bauhofkosten 
eines Abrechnungsjahres erfolgt bis zum 30. 
März des Folgejahres, spätestens nach 
Rechnungsabschluss des betreffenden Jah-
res. 

Die Kosten für Leistung und Material von In-
standhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten 
für die gesamten an die Sportunion Walding 
übergebenen Teile (gemäß Plänen, Anlage 
A und E) trägt die Marktgemeinde Walding. 

Die Kosten für Leistung und Material von In-
standhaltungs- und Instandsetzungs-arbei-
ten für die gesamten an die Sportunion Wal-
ding übergebenen Teile (gemäß Plänen, An-
lage A und E) trägt die Marktgemeinde Wal-
ding. 
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Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Änderung des Absatzes VI. der Nutzungs-
vereinbarung Sportpark mit der Sportunion Walding beschließen. 
 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Es gibt schon einige Jahre eine Nutzungsvereinbarung. Jetzt 
geht es darum, dass die Sportunion das Hauptfeld selbst in Stand halten will. Im Zuge der 
Besprechung mit dem Obmann des Sportvereines Herrn Richard Schmaranza ging es dann 
aber auch um das Trainingsfeld (anwesend bei der Besprechung war auch GR Ing. Mag. 
Richard Gresak). Diese allgemeine Benutzung des Trainingsfeldes, weil das Feld auch für 
andere Vereine oder für die breite Bevölkerung zur Verfügung steht, soll aufgeteilt werden. 
Der Vorschlag ist: 2/3 Drittel haftet der Gemeinde an, für 1/3 ist der Sportverein zuständig. Das 
Ganze ist mit dem Obmann des Sportvereines so abgesprochen. Das soll auch in der Nut-
zungsvereinbarung entsprechend ergänzt werden. 
Mag. Helmut Mitter: Die Rasenpflege ist das um und auf. Es ist notwendig, dass es eine 
Neuorientierung gibt, nicht nur dass der Ball besser läuft, sondern auch die Verletzungsgefahr 
minimiert wird. Mit der normalen Bauhofarbeit ist das auch nicht mehr abdeckbar. Man benötigt 
jemanden, der sich auskennt, das Team ist offensichtlich vorhanden. Die neuen Maßnahmen 
sollen unterstützt werden. Es ist auch gescheit, dass es eine Aufteilung zwischen Haupt- und 
Trainingsfeld. Erstens, das Trainingsfeld hat nicht die Qualität, dass man es ordentlich herrich-
ten kann, sodass es zufrieden stellend wäre. Zweitens, es muss eine Mehrnutzung geben, 
denn es gibt im Sportpark keine anderen Grünflächen mehr. Vor allem aber auch, weil der Hort 
neu gebaut wird. Vertragsanpassung ist sehr sinnvoll.  
 

 
 

10. Gewerbepark 4 - XXXX- Vereinbarung zum Betrieb ei-
ner gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage iS § 16a El-
WOG 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Vizebgm. Ing. Johann Zauner 
 
Im November 2020 wurde mit der Fa. XXXX ein Errichtungs-, Betriebs- und Dachnutzungsver-
trag für eine Photovoltaikanlage am Kommunalgebäude Gewerbepark 4 abgeschlossen. 
 
Vertragsgemäß wird der mit der PV-Anlage erzeugte Strom zunächst für die Energieversor-
gung des Gebäudes genutzt, der ungenutzte restliche Strom (Überschuss) wird in das Netz 
der Linz Netz GmbH eingespeist und vergütet. 
 
Im Gebäude Gewerbepark 4 bestehen 4 Zählpunkte, tatsächlich wird der Überschussstrom 
nur auf einem Zählpunkt (Feuerwehr) zur Eigenversorgung genutzt. Mit Abschluss der ange-
schlossenen Betriebsvereinbarung zum Betrieb einer gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 
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iS § 16a ElWOG soll die Eigenversorgung auf zusätzlich drei Zählpunkte (Bauhof, Ortsmusik, 
Wassergenossenschaft) erweitert werden. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Abschluss der Betriebsvereinbarung 
zum Betrieb einer gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage iS § 16a El-
WOG in Gewerbepark 4 beschließen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

11. Abwasserverband Unteres Rodltal - Haftungserklärung 
für Bankdarlehen BA 18 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 
Der Abwasserverband Unteres Rodltal hat für die Sanierung der Kanalanlagen Bauabschnitt 
18 mit Gesamtinvestitionskosten von € 1.560.000,00 ein Darlehen in Höhe von € XXXX bei 
der Raiffeisenbank Gramastetten Rodltal eGen aufgenommen. Die Beschlussfassung erfolgte 
in der Verbandsversammlung am 22. Oktober 2024. 
 
Die Marktgemeinde Walding ist an diesem Bauabschnitt mit 16,47 % beteiligt, diese übernimmt 
bis zu einem Betrag von € XXXX die Haftung als Bürge und Zahler zur ungeteilten Hand be-
fristet bis 30.06.2050. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Abschluss des angeschlossenen Bürg-
schaftsvertrages mit der Raiffeisenbank Gramastetten Rodltal eGen 
beschließen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 
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12. Große Rodl - Sanierung für Fließgewässer - Kommu-
nalkredit Public Consulting GmbH - Annahme Förde-
rungsvertrag Bundesförderung UFG 

 
Berichterstatter und Antragsteller: DI Gerhard Engleder 
 
Im Mai 2023 wurde die Marktgemeinde Walding über ihre Verpflichtung zu Sanierungsmaß-
nahmen an OÖ. Schwerpunktgewässern – festgelegt im Nationalen Gewässerbewirtschaf-
tungsplan 2021 – informiert. Bestehende Regulierungsmaßnahmen sind bis 2027 an den 
Stand der Technik anzupassen. Durch eine Verordnung nach § 33d Wasserrechtsgesetz 1959 
werden Gemeinden und Wasserverbände als Regulierungsunternehmen zur Planung und 
Umsetzung der Sanierungsmaßnahmen verpflichtet. 
 
Der Gewässerbezirk Grieskirchen unterstützt die Gemeinden St. Gotthard und Walding bei der 
Planung und Umsetzung von Maßnahmen an der Großen Rodl. Nach Ausschreibung wurde 
das Büro „Revital“ mit der Ausarbeitung eines Projekts für Renaturierungsmaßnahmen beauf-
tragt (GV 07.12.2023 /12.09.2024). 
 
Die Kosten des Projekts iHv. € 75.000,00 sind von den Gemeinden vorzufinanzieren und kön-
nen bei einer Umsetzung der geplanten Maßnahmen in einer allfälligen Förderung nach dem 
Umweltförderungsgesetz als Vorleistung geltend gemacht werden. Die Förderhöhe setzt sich 
dabei wie folgt zusammen: 
 

• Bundesmittel  60% der förderfähigen Kosten 

• Landesmittel  30% der förderfähigen Kosten 

• Interessentenanteil 10% der förderfähigen Kosten 
 
Zur Bearbeitungs- und Förderabwicklung musste eine der beiden Gemeinden namhaft ge-
macht werden. Zwischen den Gemeinden Walding und St. Gotthard wurde vereinbart, dass 
die Marktgemeinde Walding die komplette Abwicklung, Zahlung der notwendigen Rechnungen 
und Vereinnahmung der Förderungen übernehmen wird. 
 
Derzeit werden die förderfähigen Kosten des Interessentenanteils zu 80% aus dem Biodiver-
sitätsfonds des BMK (Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie) gefördert, wodurch für den Interessenten defacto ein Anteil von 2% der 
Gesamtkosten verbleiben. Die Förderung aus dem Biodiversitätsfonds endet voraussichtlich 
2025. 
 
Die Bundesförderung gem. UFG (Bundesministerium für Landwirtschaft, Abwicklung durch die 
Kommunalkredit Public Consulting GmbH) iHv. 60 % bzw. € 45.000,00 wurde mit Schreiben 
vom 07.01.2025 zugesagt und ein entsprechender Förderungsvertrag übermittelt. Mit Annah-
meerklärung durch die Marktgemeinde Walding binnen drei Monate erlangt der Vertrag 
Rechtsgültigkeit. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Annahme des Förderungsvertrages für 
Strukturierungsmaßnahmen an der Großen Rodl mit der Kommunal-
kredit Public Consulting GmbH beschließen. 
 
Mag. Stefan Zauner: Ist bekannt, welche Renaturierungsmaßnahmen bzw. Sanierungsmaß-
nahmen das sind? In welchem Bereich sollen die Maßnahmen stattfinden?  
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AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Das Thema wurde in der Gemeindevorstandssitzung 
besprochen. 
Ing. Franz Luger: Wie ist die Aufteilung der Kosten mit St. Gotthard? 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Eigenanteil 50:50. 
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Können wir die Förderungen 2025 noch ausschöpfen?  
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Die Dokumente über die Förderungen kamen Mitte / 
Ende Jänner 2025. Im Hintergrund ist die ganze Planung schon fertig. Auf jeden Fall wird das 
heuer umgesetzt.  
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

13. Große Rodl - Sanierung für Fließgewässer - Kommu-
nalkredit Public Consulting GmbH - Annahme Förde-
rungsvertrag Bundesförderung Biodiversitätsfonds 

 
Berichterstatter und Antragsteller: DI Gerhard Engleder 
 
Im Mai 2023 wurde die Marktgemeinde Walding über ihre Verpflichtung zu Sanierungsmaß-
nahmen an OÖ. Schwerpunktgewässern – festgelegt im Nationalen Gewässerbewirtschaf-
tungsplan 2021 – informiert. Bestehende Regulierungsmaßnahmen sind bis 2027 an den 
Stand der Technik anzupassen. Durch eine Verordnung nach § 33d Wasserrechtsgesetz 1959 
werden Gemeinden und Wasserverbände als Regulierungsunternehmen zur Planung und 
Umsetzung der Sanierungsmaßnahmen verpflichtet. 
 
Der Gewässerbezirk Grieskirchen unterstützt die Gemeinden St. Gotthard und Walding bei der 
Planung und Umsetzung von Maßnahmen an der Großen Rodl. Nach Ausschreibung wurde 
das Büro „Revital“ mit der Ausarbeitung eines Projekts für Renaturierungsmaßnahmen beauf-
tragt (GV 07.12.2023 /12.09.2024). 
 
Die Kosten des Projekts iHv. € 75.000,00 sind von den Gemeinden vorzufinanzieren und kön-
nen bei einer Umsetzung der geplanten Maßnahmen in einer allfälligen Förderung nach dem 
Umweltförderungsgesetz als Vorleistung geltend gemacht werden. Die Förderhöhe setzt sich 
dabei wie folgt zusammen: 
 
• Bundesmittel  60% der förderfähigen Kosten 
• Landesmittel  30% der förderfähigen Kosten 
• Interessentenanteil 10% der förderfähigen Kosten 
 
Zur Bearbeitungs- und Förderabwicklung musste eine der beiden Gemeinden namhaft ge-
macht werden. Zwischen den Gemeinden Walding und St. Gotthard wurde vereinbart, dass 
die Marktgemeinde Walding die komplette Abwicklung, Zahlung der notwendigen Rechnungen 
und Vereinnahmung der Förderungen übernehmen wird. 
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Derzeit werden die förderfähigen Kosten des Interessentenanteils zu 80% aus dem Biodiver-
sitätsfonds des BMK (Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie) gefördert, wodurch für den Interessenten defacto ein Anteil von 2% der 
Gesamtkosten verbleiben. Die Förderung aus dem Biodiversitätsfonds endet voraussichtlich 
2025. 
 
Diese Bundesförderung iHv. € 6.000,00 wurde mit Schreiben vom 20.01.2025 zugesagt und 
ein entsprechender Förderungsvertrag übermittelt. Mit Annahmeerklärung durch die Marktge-
meinde Walding binnen drei Monate erlangt der Vertrag Rechtsgültigkeit. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Annahme des Förderungsvertrages für 
Strukturierungsmaßnahmen an der Großen Rodl mit der Kommunal-
kredit Public Consulting GmbH beschließen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

14. Marktgemeinde Gramastetten - Generalsanierung 
Schulzentrum - Vereinbarung Schulerhaltungsauf-
wand 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Michael Vierlinger, BEd MEd 

 
Schreiben der Marktgemeinde Gramastetten vom 28.02.2025: 
 
Die Marktgemeinde Gramastetten nimmt ab April 2025 die 4. Bauetappe der Generalsanie-
rungsmaßnahmen des Schulzentrums in Angriff. 
Mit Schreiben vom 17.10.2024 (s. Beilage) wurde vom Amt der Oö. Landesregierung ein för-
derbarer Kostenrahmen von € 7.032.300,- genehmigt. 
Der vom Amt der Oö. Landesregierung genehmigte Finanzierungsvorschlag wurde vom Ge-
meinderat der Marktgemeinde Gramastetten bereits beschlossen. 
 
Die Aufteilung der Eigenmittel von € 1.717.100,- für das Schulzentrum gestaltet sich wie folgt: 
 
Anteil Volksschule 1.864,26m2 69,71% € 1.196.990,­ 
Anteil Mittelschule 810,00m2 30,29% €    520.110,- 
 
Die Aufteilung des Eigenanteils soll gemäß einer Vereinbarung gem. §§ 50 und 51 des Oö. 
Pflichtschulorganisationsgesetzes 1992 erfolgen. 
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Der beiliegenden Aufteilung entnehmen Sie bitte den Betrag, welcher sich aus der Schülerzahl 
Ihrer Gemeinde mit Stichtag 15.10.2024 ergibt. Die Beträge für die Folgejahre werden jeweils 
mit Stichtag 15.10. berechnet werden. 
 
Die erste Verrechnung erfolgt dann im Zuge der Vorschreibung der Schulerhaltungsbeiträge 
im März 2025. 
 
Laut Härteausgleichsfondkriterien der Gemeindefinanzierung neu sind wir verpflichtet, mit den 
Gemeinden, aus denen Kinder unser Schulzentrum besuchen, Vereinbarungen abzuschlie-
ßen. 
 
Die Vorschreibung des umlegbaren Sanierungsaufwandes erfolgt im Finanzierungszeitraum 
des Projektes in den Jahren 2025 - 2028. 
 
Wir bitten um Beschluss der Vereinbarungen im Gemeinderat und unterfertigte Retournierung. 
 

Vereinbarung 
 
gemäß §§ 50 und 51 des Oö. Pflichtschulorganisationsgesetzes 1992 (Oö. POG 1992 idgF) 
betreffend die Entrichtung von Schulerhaltungsbeiträgen bzw. Gastschulbeiträgen. 
 

Präambel 
 
Ergänzend zu den Beiträgen zum laufenden Schulerhaltungsaufwand wird für die Umlegung 
der Generalsanierungskosten für das Schulzentrum (Mittelschule) der Marktgemeinde Gra-
mastetten zwischen der Marktgemeinde Walding und der Marktgemeinde Gramastetten fol-
gende Vereinbarung abgeschlossen: 
 

1. 
 
Die Marktgemeinde Gramastetten ist Erhalterin des öffentlichen Schulzentrums (Volks- und 
Mittelschule) in Gramastetten, in 4201 Gramastetten, Linzerstraße 19 auf den Grundstücken 
Nr. 240/4, 243/1, 244 und 246/1, EZ 1753, KG Gramastetten. Eigentümer dieser Schulliegen-
schaft (Schulgebäudekomplex) ist die „Verein zur Förderung der Infrastruktur der Marktge-
meinde Gramastetten & Co KG". 
 

2. 
 
Die Marktgemeinde Gramastetten und die „Verein zur Förderung der Infrastruktur der Markt-
gemeinde Gramastetten & Co KG" beabsichtigen, an diesem Schulzentrum folgende Sanie-
rungsmaßnahmen durchzuführen, beginnend mit April 2025 (4. Bauetappe): 
 

- Thermische Sanierung 
- Sanierung der Heizungsanlage bzw. der Haustechnik 
- Erneuerung der Fenster und des Daches 
- Erneuerung der WC-Anlagen 
- Sanierung der Klassenräume 

  
3. 

 
Die Kosten für diese Sanierungsmaßnahmen sind im Sinne des § 50 des Oö. Pflichtschulor-
ganisationsgesetzes 1992 idgF dem laufenden Schulerhaltungsaufwand zuzuordnen und an-
teilsmäßig auf die betroffenen Gemeinden umzulegen. 
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4. 

 
Die Höhe der Schulerhaltungseiträge (Gastschulbeiträge) wird wie folgt festgesetzt: 
 
Zunächst ist von den Gesamtinvestitionskosten der tatsächliche Erhaltungsaufwand für die 
Sanierungsmaßnahmen zu ermitteln. Sodann sind von den Gesamtinvestitionskosten die zu-
gesagten Förderungsmittel (BZ, LZ, allfällige Bundeszuschüsse) in Abzug zu bringen. Vom 
verbleibenden Restbetrag ist dann aufgrund des festgestellten Prozentsatzes* der tatsächliche 
Erhaltungsaufwand für die Sanierungsmaßnahmen zu ermitteln. 
 
Dieser Erhaltungsaufwand ist für die Förderzeiten lt. genehmigtem Finanzierungsplan in den 
Jahren 2025 bis 2028 in gleichen Jahresbeiträgen von der Marktgemeinde Gramastetten auf 
die betroffenen Gemeinden umzulegen. Die Umlegung dieser Beträge hat im Sinne des § 51 
POG 2002 aufgrund einer jährlich zu ermittelnden Kopfquote zu erfolgen, die zusätzlich zu den 
Beiträgen für den laufenden Schulerhaltungsaufwand vorzuschreiben ist. 
 
Der jährliche umlegbare Sanierungsaufwand wird vorläufig wie folgt berechnet: 
 
 
Gesamtkosten für die 4. Bauetappe laut genehmigtem Finanzie-
rungsplan vom 17.10.2024 

€ 7.032.300,00 

abzüglich Kosten für Sanierung Hort (eigene Finanzierung) € 900.000,00 
verbleiben Baukosten lt. genehmigtem Finanzierungsplan von € 6.132,300,00 
abzüglich Gesamtförderungen LZ - Pflichtschulbau € 2.452.900,00 
abzüglich Gesamtförderungen BZ - Projektfonds € 1.962.300,00 
Gemeindeanteil / Eigenmittel, Darlehen € 1.717.100,00 
umlegbarer Sanierungsaufwand Mittelschule* € 520.110,00 
aufgeteilt auf die Jahre 2025 bis 2028 (lt. Finanzierungsplan) pro 
Jahr 

€ 130.027,50 

 
*Aufteilung lt. Architekturbüro „TWO IN A BOX" lt. Flächenberechnung: 
Volksschule 1.864,26 m2     69,71% € 1.196.990,00 
Mittelschule 810,00 m2     30,29% € 520.110,00 

 
5. 

 
Alle Parteien verzichten hiermit ausdrücklich darauf, die Vereinbarung aus welchen Gründen 
auch immer anzufechten. Sollten einzelne Punkte oder Teile der Vereinbarung nichtig, ungültig 
oder fehlend sein, berührt dies die Gültigkeit der Vereinbarung nicht. Es sind vielmehr die 
nichtigen, ungültigen oder fehlenden Punkte durch solche Bestimmungen zu ersetzen, die den 
Intentionen der Parteien möglichst nahekommen. 
 

6. 
 
Diese Vereinbarung wird in zwei Ausfertigungen erstellt und wurde durch den Gemeinderat 
der Marktgemeinde Gramastetten am 27.02.2025 und durch den Gemeinderat der Marktge-
meinde Walding am 20.03.2025 beschlossen. 
 
Gramastetten, am 28.02.2025 
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Beschlussantrag: 
Abschluss der Vereinbarung mit der Marktgemeinde Gramastetten 
über die Entrichtung des Schulerhaltungsaufwandes zur Generalsa-
nierung des Schulzentrums. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

15. Marktgemeinde Neufelden - Nahwärmeanschluss Mit-
telschule - Vereinbarung Schulerhaltungsaufwand 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Michael Vierlinger, BEd MEd 

 
Schreiben der Marktgemeinde Neufelden vom 29.11.2024: 
 
Die Marktgemeinde Neufelden beabsichtigt, im Finanzjahr 2025 das Gebäude der Mittelschule 
/ Musikmittelschule an die Nahwärme anzuschließen. 
 
Finanzierungsdarstellung lt. Voranschlag 2025: 

Gesamtkosten € 58.400,-­ 
Förderung KPC - € 11.900,-- 
Bundesmittel/KIG 2023 - € 13.800,-- 
Landesförderung/Umweltabteilung - € 9.500,-- 
Landesförderung/Zuschuss KIG 2023 - € 2.600,-- 
Eigenanteil - € 20.600,-- 

 
Die Aufteilung des Eigenanteiles soll gem. einer Vereinbarung gem. §§ 50 und 51 des OÖ. 
Pflichtschulorganisationsgesetzes 1992 erfolgen. 
 
Anhand nachstehender Aufteilung der Betrag, welcher sich aus der Schülerzahl Ihrer Ge-
meinde derzeit ergeben würde. 
Die Verrechnung erfolgt dann anhand der tatsächlichen Kosten, die Aufteilung anhand der 
Schülerzahl zum Stichtag 15.10.2025 im Zuge der Gastschulbeitragsabrechnung 2025 im 
Frühling 2026.  
 
Gemeindeanteil des Projektes gesamt: € 20.600,-- 
Voraussichtlicher Anteil pro Schüler: € 141,-- (Basis: Schüleranzahl per Stichtag 15.10.2024) 
 
Wir ersuchen Sie höflich, den ausgewiesenen Betrag lt. Aufstellung bei der Budgetierung für 
das Jahr 2026 vorzumerken und die Vereinbarung in der nächsten Gemeinderatssitzung zu 
beschließen. 
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Vereinbarung 

 
Gemäß §§ 50 und 51 OÖ. Pflichtschulorganisationsgesetz 1992 betreffend die Errichtung von 
Schulerhaltungsbeiträgen bzw. Gastschulbeiträgen. 
 

Präambel 
 
Ergänzend zu den Beiträgen zum laufenden Schulerhaltungsaufwand wird für die Umlegung 
der Nahwärmeanschlusskosten für die Mittelschule/Musikmittelschule der Marktgemeinde 
Neufelden zwischen der Marktgemeinde Walding und der Marktgemeinde Neufelden folgende 
Vereinbarung abgeschlossen: 
 

1. 
 
Die Marktgemeinde Neufelden ist Erhalterin der öffentlichen Mittelschule/Musikmittelschule 
Schule in 4120 Neufelden, Höferweg 45. 
 

2. 
 
Die Marktgemeinde Neufelden beabsichtigt an dieser Schule folgende Sanierungsmaßnah-
men durchzuführen: Nahwärmeanschluss 
 

Gesamtkosten laut Voranschlag 2025 € 58.400,-­ 
Förderung KPC - € 11.900,-- 
Bundesmittel/KIG 2023 - € 13.800,-- 
Landesförderung/Umweltabteilung - € 9.500,-- 
Landesförderung/Zuschuss KIG 2023 - € 2.600,-- 
Eigenanteil - € 20.600,-- 

 
3. 

 
Die Kosten für diese Sanierungsmaßnahmen sind im Sinne des § 50 des OÖ. Pflichtschulor-
ganisationsgesetzes 1992 dem laufenden Schulerhaltungsaufwand zuzuordnen und anteils-
mäßig auf die betreffenden Gemeinden umzulegen. 
 

4. 
 
Die Höhe der Schulerhaltungsbeiträge (Gastschulbeiträge) wird wie folgt festgesetzt: 
 
Zunächst ist von den Gesamtinvestitionskosten der tatsächliche Erhaltungsaufwand für die 
Sanierungsmaßnahme (Nahwärmeanschluss) in einem fixen Prozentsatz zu ermitteln. So-
dann sind von den Gesamtinvestitionskosten die Fördermittel in Abzug zu bringen. Vom ver-
bleibenden Restbetrag ist dann aufgrund des festgestellten Prozentsatzes der tatsächliche 
Erhaltungsaufwand für die Sanierungsmaßnahme (Nahwärmeanschluss) zu ermitteln. 
  
Dieser Erhaltungsaufwand ist für den Förderzeitraum lt. Voranschlag 2025 von der Marktge-
meinde Neufelden auf die betroffenen Gemeinden umzulegen. Die Umlegung dieser Beträge 
hat im Sinne des § 51 POG 2002 auf Grund einer jährlich zu ermittelnden Kopfquote zu erfol-
gen, die zusätzlich zu den Beiträgen für den laufenden Schulerhaltungsaufwand vorzuschrei-
ben ist. 
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5. 
 
Alle Parteien verzichten hiermit ausdrücklich darauf, die Vereinbarung aus welchen Gründen 
auch immer anzufechten. Sollten einzelne Punkte oder Teile der Vereinbarung nichtig, ungültig 
oder fehlend sein, berührt dies die Gültigkeit der Vereinbarung nicht. Es sind vielmehr die 
nichtigen, ungültigen und fehlenden Punkte durch solche Bestimmungen zu ersetzen, die den 
Intentionen der Parteien möglichst nahekommen. 
 

6. 
 
Diese Vereinbarung wird in 2 Ausfertigungen erstellt und wurde durch den Gemeinderat der 
Marktgemeinde Neufelden am 14. November 2024 und durch den Gemeinderat der Marktge-
meinde Walding am 20.03.2025 beschlossen. 
 
Neufelden, am 29.11.2024 
 

 

Beschlussantrag: 
Abschluss der Vereinbarung mit der Marktgemeinde Neufelden über 
die Entrichtung des Schulerhaltungsaufwandes zum Nahwärmean-
schluss der Mittelschule. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

16. Güterweg Pösting  
Katasterschlussvermessung. Durchführung gem. §§ 
15 ff LiegTeilG 

 

Berichterstatter und Antragsteller: DI Gerhard Engleder  
 
Zur grundbücherlichen Durchführung des Teilungsplanes des Amtes der Oberösterreichischen 
Landesregierung GZ 4131-4/24, KG 45614 Lindham nach den Sonderbestimmungen des Lie-
genschaftsteilungsgesetzes gemäß §§ 15 ff sind folgende rechtliche Vereinbarungen bzw. Do-
kumente im Antrag an das Vermessungsamt beizubringen: 
 
A0) Die zivilrechtlichen Vereinbarungen mit Eigentümern und Buchberechtigten 
(Grundabtretungsvereinbarungen, -niederschriften für die lastenfreie Übertragung der 
Grundstücksteile oder Grundstücke, Rechtstitel für die Eigentumsübertragung). Diese rechtli-
chen Vereinbarungen sind sowohl für die Antragstellung als auch um etwaige Einsprüche ge-
genüber dem Grundbuchbeschluss entgegenzuwirken, unbedingt notwendig. 
 
A1) Grundeigentümer 
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Herr Ing. Rupert XXXX Gst XXX, XXXX, XXXX, XXXX EZ XXX, KG.XXXX Lindham 
Frau Johanna XXXX, Gst. Punkt .XXXX, KG. XXXX Lindham 
Pösting XXXX, 4111 Walding 
 
A2) Grundeigentümer Zustimmung zum Straßenbauvorhaben verlegen des Kreuzungsbereich 
Güterweg Schloßstraße zur B131 Aschacher Straße. Datum 21.07.2023. Unterzeichnet von 
den Grundeigentümern A1). Erfolgte Zustimmung im Zuge der Planauflage Verständigung für 
die Verordnung Güterweg Schloßstraße, beschlossen im Gemeinderat am 14. Dezember 
2023. 
 
Kurzbeschreibung: Die von der Verlegung der alten Kreuzung von Straßenmeter 4235,604 der 
B131 und Errichtung der neuen Straßenkreuzung bei Straßenmeter 4337,27 der Aschacher 
Straße betroffenen Grundstücke XXXX, XXXX, XXXX, Punkt .35/3, XXXX KG. XXXX Lindham 
sind im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan 8 als Dorfgebiet ausgewiesen und liegen au-
ßerhalb des HW 30 vom Donau Hochwasser und Käferbach. 
 
Als Nebenanlage verbleibt eine Durchwegung mit einem Geh- und Radweg vorgesehen auf 
der Restfläche von Gst. XXXX des bestehenden Güterweges Schloßstraße im Bereich der 
Kreuzung Güterweg Schloßstraße in die Aschacher Straße B131 zirka bei Straßenmeter 
4235,604. 
 
A3) Betreff: Grundabtretungsvereinbarung „zur grundbücherlichen Durchführung der Abtretun-
gen gemäß des §§15 ff Liegenschaftsteilungsgesetzes“ vom 7.9.2022. Mit Anlage Vereinba-
rung zwischen Marktgemeinde Walding und Ing. Rupert und Johanna XXXX vom 9.9.2022, 
unterschrieben von den Vertragsparteien am 21.9.2022. 
 
B0) Verordnung Güterweg Schloßstraße, beschlossen in der Gemeinderatssitzung am 14. De-
zember 2023 und kundgemacht gemäß § 94 OÖ Gemeindeordnung 1990. Die gemäß § 101 
Oö. Gemeindeordnung 1990 durchgeführte Prüfung der vom do. Gemeinderat in seiner Sit-
zung am 14.12.2023 gemäß § 11 Abs. 1 Oö. Straßengesetz 1991 beschlossenen und  
ordnungsgemäß kundgemachten Verordnung betreffend die Widmung einer Straße für den 
Gemeingebrauch und ihre Einreihung in die Straßengattung Güterweg (Neue Kreuzungsan-
bindung Schloßstraße an die B131 Aschacher Straße) – laut Verordnungsplan – hat keine 
Gesetzwidrigkeit ergeben. Datum 26.01.2024. GZ VERK-2018-34988/20-PT 
 
B1) Gestattungsvertrag, Anschluss einer Verkehrsfläche der Gemeinde an die B131 Ascha-
cher Straße, bei km 4,2+137 re.i.S.d.Km. abgeschlossen zwischen 
1. Land Oberösterreich, Landesstraßenverwaltung, Bahnhofplatz 1, 4021 Linz, im 
Folgenden kurz als „Straßenverwaltung“ bezeichnet, und 
2. Marktgemeinde Walding, Hauptstraße 19, 4111 Walding, im Folgenden kurz als 
„Gemeinde“ bezeichnet, vom 06.03.2024, beschlossen im Gemeinderat am 21.03.2024. GZ. 
BauNE-2020-141476/10-LEF, vom Bürgermeister Ing. Plakolm Johann unterschrieben am 25. 
März 2024. Gegengezeichnet digital signiert am 27.03.2024 Florian Lef, Land Oberösterreich 
Landesstraßenverwaltung. 
 
B2) Straßenbaubescheid 0300-40-5-2024/CE, Walding 28.03.2024.  
Betrifft: Straßenbauvorhaben "Güterweg Schloßstraße Achse 4 Neue Kreuzungsanbindung an 
die B131 Aschacher Straße" auf dem Grundstück Nr. (XXXX, EZ XXX), (XXXX, XXXX, XXXX, 
XXXX EZ XXX) und (Punkt .35/3 EZ XX) KG XXXX Lindham - Baubewilligung 
 
B3) Verhandlungsschrift 0300-40-5-2024/CE, Walding 27.03.2024.  
 
C0) Gemeinderatsbeschluss 
Gemäß der Oö. Gemeindeordnung muss für die in beiliegendem Teilungsplan GZ XXXX-XXX, 
KG Lindham, vom 10.01.2025 des Amtes der Oö. Landesregierung enthaltenen Ab- und 
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Zuschreibungen vom bzw. zum Gemeindeeigentum EZ XXX Gemeinde Walding - öffentliches 
Gut, Hauptstraße 19, 4111 Walding ein Beschluss des Gemeinderates vorliegen. In diesem 
Gemeinderatsbeschluss ist zusätzlich die Widmung zum Gemeingebrauch zu bestätigen. 
 
 
Auszug Teilungsplan GZ XXXX-XXX 
Skizze Seite 1 
 
 

 
 
 
Auszug Teilungsplan GZ XXXX-XXX 
Skizze Seite 2 
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Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge den Teilungsplan mit GZ XXXX, KG Lindham, 
vom 10.01.2025 des Amtes der Oö. Landesregierung mit den enthal-
tenen Ab- und Zuschreibungen vom bzw. zum Gemeindeeigentum EZ 
XXX Gemeinde Walding - öffentliches Gut, Hauptstraße 19, 4111 Wal-
ding, beschließen. Und mit diesem Gemeinderatsbeschluss ist zu-
sätzlich die Widmung zum Gemeingebrauch zu bestätigen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

17. Flächenwidmungsplan 8 - Änderung 33 (XXXX) 
 

Berichterstatter und Antragsteller: DI Gerhard Engleder 
 

Der in der Plandarstellung abgegrenzte Planungsraum (XXXX) befindet sich ca. 380 m östlich 
des Ortszentrums der Gemeinde Walding und betrifft konkret das Grundstück Nr. XXXX der 
KG Walding (KG Nr. XXXX). Der Planungsraum umfasst eine Gesamtfläche von ca. 134,5m². 
 
Planungsanlass  
Anlass der ggst. FW-Änderung ist die geplante Errichtung einer privaten Erschließungsstraße. 
Das Grundstück Nr. XXXX im Bereich des XXXXes soll daher von Grünland Land- und Forst-
wirtschaft zu Bauland Wohngebiet umgewidmet werden. Das Bauland soll ebenso mit einer 
Schutzzone im Bauland überlagert werden, wodurch die Errichtung von Gebäuden und 
Schutzdächern ausgeschlossen werden soll. 
 
Das Grundstück Nr. XXXX war im Flächenwidmungsplan Nr. 5 ursprünglich als Bauland 
Wohngebiet ausgewiesen. Im Rahmen der Überarbeitung des Flächenwidmungsplans von 
FW5 auf FW6 wurde die Baulandwidmung jedoch nicht übernommen. Durch die gegenständ-
liche Umwidmung soll die ursprüngliche Baulandwidmung im Bereich des Grst. XXXX wieder-
hergestellt werden. 
 
Im Bereich des ggst. Planungsraumes befindet sich eine Hochspannungsfreileitung sowie eine 
verkabelte Stromleitung. Im Zuge der Errichtung der Straße wird das Einvernehmen mit dem 
Leitungsbetreiber einzuholen sein. Die entsprechenden Schutzbereiche entlang der beiden 
Leitungen sind im Flächenwidmungsplan ersichtlich gemacht. Der Schutzbereich der verka-
belten Stromleitung wurde adaptiert und ein Schutzbereich je 1 m beiderseits der Leitungs-
achse festgelegt. 
 
Die erforderlichen Planunterlagen mit Stellungnahme wurde vom Ortsplaner Raumkonzeption 
GmbH, Hauptstraße 10, 4040 Linz ausgearbeitet. Das Erhebungsblatt der Gemeinde, Bauamt 
Walding. Diese Unterlagen liegen dem Gemeinderat zur Einleitung vor. 
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Rechtsstand Flächenwidmungsplan Nr. 8 

 

Änderung Nr. 33 

 
 

 
Lageplan Übersicht (Skizze) 
 

 
 
Teilflächenverzeichnis 
FW Nr. 8 Rechtsstand Grünland Land- und Forstwirtschaft  
FW 8.33 (XXXX) Planung Bauland Wohngebiet inkl. SP7 „Gebäude und Schutzdächer unzu-
lässig“ 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Flächenwidmungsplan Nr. 8 – Änderung 
Nr. 33 (XXXX) - wie vorgetragen - einleiten. 
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Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

18. Allfälliges 
 

❖ Mag. Stefan Zauner: 

Ich möchte in Erinnerung rufen, dass wir hier in diesem Gremium einstimmig be-

schlossen haben, entlang der Hauptstraße eine Tempo 30 - Zone zu machen. Auf-

grund der Gesetzesänderung auf Bundesebene wurde das vereinfacht und wir 

haben dieses Gutachten beauftragt. Das Gutachten kam Anfang Dezember 2024.  

Da ging es darum, dass die Hauptstraße in fünf Abschnitte unterteilt wurde, wo 

der Gutachter definierte, in welchen Abschnitten es leichter bzw. schwieriger ist, 

eine Tempo 30 - Zone zu machen. Ich möchte gerne, dass sich der nächste Bau-

ausschuss noch einmal mit diesem Thema befasst: wie man weitervorgehen, wie 

man das umsetzen könnte.  

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Wir arbeiten daran. Nächste Woche ist eine Bege-

hung durch die BH vorgesehen.  

 

 

❖ Bgm. Ing. Johann Plakolm: 

• Kinderfasching 

Danke dem Kulturausschuss, allen voran Irmi Konczalla als Obfrau für die Orga-

nisation. Danke auch an die Mitglieder der Fraktionen, die immer bei und nach der 

Veranstaltung helfen. 

• Veranstaltung „Tag der älteren Generation“ 

Die Veranstaltung findet am 12.4.2024 von 14 - 17 Uhr im GH Bergmayr statt. Der 

Kultur- und Familienausschuss wissen Bescheid. Es gibt eine musikalische Um-

rahmung; es gibt Vorträge. Die Eingeladenen sind Geburtsjahrgang 55+ und älter, 

ca. 600 Leute sind eingeladen.  

• Aktion „Hui statt Pfui“ 

Die Aktion findet am 12.4.2025 statt. Treffpunkt ist um 8.30 Uhr beim Kindergarten. 

Es gibt am Beginn ein Gemeinschaftsfoto. Unser Mitarbeiter, Wolfgang Pfeiffer, 

gibt vor Ort Säcke, Warnwesten und Handschuhe aus. Bitte weitersagen.  

• Bienenfreundliche Gemeinde 

Wir haben schon längere Zeit ins Auge gefasst, dass wir eine „Bienenfreundliche 

Gemeinde“ werden. Ich denke, wir haben sehr gute Voraussetzungen dafür.  
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• UWE 

Gestern war die Vollversammlung; Möglichkeit Projekte für die laufende Periode 

einzureichen. 

 

 

❖ Irmi Konczalla: 

• Veranstaltung „Essen gegen Vergessen“ am 24.3.2025 im Musikhaus um 19 Uhr. 

• Veranstaltung „Glücklichsein ist kein Zufall“ am 28.3.2025. 

Danke an Renate Lehner für die Organisation. 

 

 

❖ Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer:  

• Ich habe eine Frage zum Leerstandsmanagement. Wird daran weitergear-

beitet? 

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Das Konzept liegt jetzt vor. Es gab vor kurzem 

eine Besprechung. Wir stimmten uns inhaltlich auch mit dem Bauaus-

schuss ab, dass dort das Thema Wohnbau aufgrund der Marktsättigung 

ausgeklammert wird. Daher suchen wir Firmen. Es gibt schon ein paar Fir-

men, die Interesse haben, dass dort entsprechende Räumlichkeiten zur 

Verfügung stehen. Wir suchen weitere Firmen. Ich nahm Kontakt auf mit 

Business Upper Austria und der Wirtschaftskammer. Wir werden unsere 

Suche auf den sozialen Medien und in Aussendungen bewerben. Bitte er-

zählt weiter, dass wir auf der Suche nach Firmen sind.  

Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Da sind wir gefordert, weil die Gebäude 

saniert gehören und die Gebäude sind nicht im Gemeindebesitz oder? 

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die Gebäude sind alle im Gemeindebesitz. 

Wobei von der Bautechnik her, die Experten sagen, es ist das Sinnvollste 

die Hallen abzureißen. 

Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Ich meine, dass Gebäude der Landju-

gend oder der alten Feuerwehr. 

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Wir hatten sieben oder acht Gebäude in die-

sem Leerstandsmanagement. Das Interesse war überschaubar. Wir hatten 

ein oder zwei Gebäude im Leerstandsmanagement, die im Besitz der Ge-

meinde sind. Dann hieß es aber, die Förderungsmittel seien begrenzt und 

es dürfen nur zwei Projekte pro Gemeinde eingereicht werden. Das eine 

unserer Gebäude habe ich gerade beschrieben; das zweite Projekt ist der 

jetzige Sparmarkt. Besitzer des Sparmarktes ist Herr Gattringer Wolfgang.  

• Erneuerte Straßenlaterne 

Im Erlenweg wurden die Straßenlaternen erneuert. Aber die sind so grell. 

Ich weiß nicht, ob die neuen Laternen den Leitfaden vom Land OÖ einhal-

ten, dass die Laternen nach unten leuchten und ein gedämpftes Licht ha-

ben. Meine Anregung wäre, bei neuen Straßenlaternen zumindest darauf 

zu schauen, dass die neuen Laternen nicht mehr so grell leuchten. 

 

 

❖ Ing. Johann Zauner:  

Am 9.4.2025 um 19.30 Uhr findet die Veranstaltung über Energiegemeinschaften 

beim Gasthaus Bergmayr statt. Es wurde schon ein Verein gegründet. Man kann 

eventuell auf Trafoebene im Ortszentrum 57 % der Netzgebühren sparen. Es wer-

den auch zwei andere Energiegemeinschaften in Walding vorgestellt.  
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❖ Mag. Helmut Mitter: 

Ich habe den Bürgermeister Herrn Allerstorfer bei einer Veranstaltung getroffen 

und er fragte mich, wie es mit unserer Entscheidung bezüglich Küche und Speisen 

für die Kinderbetreuungseinrichtungen steht? In Feldkirchen werden die Planun-

gen bezüglich des Umbaus bezüglich der Küche im alten Seniorenheim abge-

schlossen. Es gibt bei den umliegenden Gemeinden Bedarf. Das Thema wurde ja 

auch in diversen Gremien diskutiert. Mich würde der Jetztstand interessieren.  

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Das Thema wurde in der letzten Gemeindevor-

standssitzung (13.3.2025) besprochen. Wir haben uns bei den Franziskanerinnen, 

Dr. Johann Stroblmair, angemeldet, damit wir von dort mit Essen versorgt sind. Im 

ehemaligen Altenheim in Bad Mühllacken wird eine Großküche von den Franzis-

kanerinnen errichtet. Dort wird „Essen auf Rädern“ produziert werden. Diese 

Großküche will in Zukunft auch Schulküchen beliefern. Die Gemeinde Feldkir-

chen, die uns aktuell versorgt, kann uns jederzeit den Vertrag kündigen, denn es 

gibt dort einen Personalengpass. Es ist die Frage, ob der Vertrag mit Feldkirchen 

aufrechterhalten werden kann. Ich wollte bei der Bürgermeisterkonferenz mit Bgm. 

Herrn Allerstorfer darüber sprechen, aber er war nicht da. Die Frage ist, kann 

Feldkirchen unseren Bedarf weiterhin mit einem entsprechenden Preis abdecken? 

Beteiligt sich die Gemeinde Feldkirchen auch an der Großküche der Franziskane-

rinnen oder läßt sich von dort das Essen liefern? 

Mag. Helmut Mitter: Den Stand hatte ich auch. Frage ist, welches Essen werden 

wir in Zukunft von wo beziehen. Was passiert mit der Küche, die wir derzeit aktuell 

betreiben?  

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Diese Küche ist derzeit bei der Diskussion ausge-

klammert. Wir reden nur von der Hortküche. Der Hort ist mit einer Ausgabeküche 

geplant. Ausgabeküche heißt Fremdversorgung. Es muss die Frage geklärt wer-

den, ob wir das Essen von den Franziskanerinnen oder von der Gemeinde Feld-

kirchen beziehen. Die Gemeinde Feldkirchen belieferte uns immer mit dem Zu-

satz, wenn es mit dem Personal eng wird, wird die Gemeinde Walding nicht mehr 

beliefert.  

Mag. Helmut Mitter: Wenn wir sagen, wir sind dabei. Könnten wir unseren ge-

samten Bedarf in der Krabbelstube und im Kindergarten fremd versorgen lassen? 

Wollen wir das? 

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Wir reden nur vom Hort. Die Küche im Kindergarten 

und in der Krabbelstube bleibt bestehen. 

Mag. Helmut Mitter: Nein, ich rede von allen Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Denn es war ja die Diskussion, ob diese sanierungsbedürftige Küche, die Investi-

tionen benötigt, eine Ausgabeküche wird oder ob wir uns das leisten wollen, dass 

wir diese Küche ausbauen. Damit ist die Frage verbunden, ob wir das auch kön-

nen. Denn die Kinderbetreuungseinrichtungen, Krabbelstube und Kindergarten, 

werden in Zukunft mehr Gruppen haben. Dann wird die Küche aus allen Nähten 

platzen. Die Hortküche ist eine fremdversorgte Küche, das macht aktuell die 

Schulküche von Feldkirchen. Wie Feldkirchen damit umgeht, dass die Franziska-

nerinnen die alte Küche in Bad Mühllacken umbauen, ist für uns sekundär. Wir 

haben beschlossen, wir bauen keine neue Küche. Im Raum steht die Frage, da 

gibt es auch verschiedenste Aussagen, was passiert mit der bestehenden Küche 

im Kindergarten und in der Krabbelstube? 

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die Küche wird weiter betrieben. 

Mag. Helmut Mitter: Aktuell. 
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Bgm. Ing. Johann Plakolm: Ich bekam heute ein E-Mail, dass wir dringendst 

einen Geschirrspüler benötigen. 

Mag. Helmut Mitter: Es ändert aber nichts an der Entscheidung. Wenn wir nicht 

wissen, wie wir mit der bestehenden Küche weiter umgehen, dann kann es sein, 

dass wir übersehen, uns rechtzeitig in Feldkirchen dafür anzumelden, dass wir 

vielleicht einen höheren Bedarf benötigen. Das war meine Frage, ob wir den Be-

darf angemeldet und ob wir hierfür schon ein Szenario entwickelt haben.  

Bgm. Ing. Johann Plakolm: In den nächsten Monaten wird es eine Entscheidung 

mit Herrn Dr. Johann Stroblmair geben.  

 

Bürgermeister Ing. Johann Plakolm schließt die Sitzung um 21.10 Uhr.  
 
 
  




